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0. C. Landtags⸗Verhandlungen. 
7. Sitzung des Abgeordnetenhauſes (vom 5. Februar.) 
11 Uhr. Am Miniſtertiſch Dr. Achenbach mit mehreren Commiſſarien, 
ſpäter der Juſtizminiſter Dr. Leonhardt. r 
Von dem Finanzminiſter iſt ein Geſetzentwurf, betreffend einige 
Aenderungen der directen Steuern in den hohenzollernſchen Landen einge⸗ 
Kan und von dem Minifter Dr. Friedenthal eine Anzahl von Druck⸗ 


chriften, die fih auf fein Reſſort beziehen, u. A. die Ueberſicht über die Ne: 
ultate der Ernte im Jahre 1874. a 
Das Haus tritt in feine Tagesordnung ein und genehmigt ohne Debatte 
in dritter Leſung die Geſetzentwürfe, betreffend den Uferbau an der 
Weſer im Kreiſe Rinteln und die Regelung der in den §8 2 und 3 
des Geſetzes vom 21. Mai 1856 feſtgeſtellten Pauſchbeträge der in den 
e e Landen zur Erhebung gelangenden Wirthſchafts⸗ 
aben. 
u dem 1 betreffend die Aufhebung der zur Unter⸗ 
tüsung der Hebammen beſtimmten Abgabe von Taufen und 
rauungen, der heute zur dritten Berathung ſteht, hat der Abg. Frhr. 
v. Manteuffel im Sinne ſeines in der zweiten Berathung bereits abge⸗ 
lehnten Amendements folgenden Zuſatz beantragt; „Wenn Hebammenlehr⸗ 
auſtalten aus den für Provinzen und Kreiſe erhobenen Gebühren einen Zu⸗ 
[Sub bisher erhalten haben, fo wird dieſer aus den durch dieſes Geſetz ge: 
ildeten Centralfonds fortgewährt.“ ! h f 

Der Antragſteller begründet fein heutiges Amendement wiederum damit, 
daß man für die Zwecke, zu denen dieſe Abgabe erhoben worden iſt, auch 
die nöthigen Mittel gewähren müſſe; da nun die Aufhebung der Abgabe 
ich als nothwendig herausgeſtellt habe, ſo müſſe vorläufig auf anderem 

ege die Möglichkeit gegeben werden, die nöthigen Unterjtügungen zu ge⸗ 
währen. Die Hebammen auf dem Lande bedürfen ganz beſonders der Sub⸗ 
vention, wenn ſie ſich dort niederlaſſen ſollen, was vor Allem im Inter⸗ 
eſſe der ärmeren Leute liege, denn die reicheren könnten ſich Hebammen 
und Geburtshelfer auch aus entfernteren größeren Ortſchaften und Städten 
kommen laſſen. 

Abg. Dr. Löwe erklärt ſich gegen den Antrag, weil man feine Tragweite 
nicht überſehen könne; übrigens ſei es auch Pflicht der Regierung, den ge⸗ 
rechten Anſprüchen, die auf dieſem Gebiete gemacht würden, bis zur defini⸗ 
tiven Ueberweiſung des Hebammenweſens an die Provinzen in irgend einer 
Weiſe zu genügen; es empfehle ſich aber nicht, in dies Geſetz, welches ja 
nur eine tranſitoriſche Bedeutung habe, eine ſolche Beſtimmung aufzunehmen. 

Der Commiſſar Geh. Rath Dahrenſtädt empfiehlt ebenfalls die Ab⸗ 
lehnung des Antrages, weil ſich derſelbe lediglich auf die ſtändige Hebammen⸗ 
Lehranſtalt in Lübben beziehen würde, die der Abg. Frhr. von Manteuffel 
dabei allein im Auge hat. Die Pflicht der Regierung, auch während des 
Uebergangsſtadiums für die Anſtalten durch Gewährung der nöthigen Mittel 
zu ſorgen, erkennt auch er an. he 

Der Antrag wird abgelehnt und das Geſetz unverändert in dritter Leſung 
genehmigt. £ 

Es folgt die erite Berathung des Geſetzentwurfs, betreffend die An⸗ 
legung und Bebauung von Straßen und Plätzen in Städten 

und ländlichen Ortſchaften. 122 

Abg. Haken (Bürgermeifter zu Kolberg): Der Geſetzentwurf iſt im 
Weſentlichen nur eine neue, wenig verbeſſerte und vermehrte Auflage des 
Entwurfes, der ſchon zweimal im Herrenhauſe und einmal im Abgeordneten⸗ 
hauſe zur Berathung ſtand. Die Verhandlungen in der Commiſſion haben 
damals eine ſo große Verſchiedenheit der Anſichten zu Tage gefördert, daß 
es ſich wohl auch diesmal empfehlen wird, den Entwurf an eine Commiſſion 
zu verweiſen. Ein weſentliches Material für die weitere Berathung bieten 
die letzten Verhandlungen des Architectenvereins, welcher unparteiiſch und 
mit Sachverſtändniß Grundſätze über das Bauen in Städten ae bat. 
Eine Erweiterung dieſes Geſetzes iſt in manchen Punkten wünſchenswerth: 
ſo empfiehlt es ſich z. B., die Beſtimmung über den an or der ſtädtiſchen 
Straßen aus der Wegeordnung in dieſes Geſetz herüberzunehmen. Die 
Grundſätze über die Erwerbung des Straßenterrains müſſen deutlicher und 
Bar präziſirt werden. Bei der Feſtſetzung der Baufluchtlinie muß ein 

nterſchied gemacht werden zwiſchen bebautem und unbebautem Terrain. 
Im erſteren Falle liegt die Feſtſtellung der Fluchtlinie und die Verbreiterung 
der Straßen im Intereſſe der Communen, und dieſe muß den betreffenden 
Hausbeſitzer für ſeine wohlerworbenen Rechte entſchädigen. Bei unbebautem 
Terrain dagegen Ro es lediglich im ae e der Grundbeſitzer, wenn eine 
neue Straße angelegt wird. Es muß deshalb den Communen zwar über⸗ 
laſſen werden, das Straßenterrain nöthigenfalls im Wege der Expropriation 
zu erwerben, es muß ihnen aber auch ferner das Recht gegeben werden, 
die Grundbeſitzer, welche ſpäter an dieſer Straße bauen, mit zur Tragun 
der Koſten der Straße heranzuziehen. Ein Mangel des Geſetzes iſt es, da 
über die Abſchätzung des Straßenterrains nicht ſpecielle Beſtimmungen ge⸗ 
115 ſind. In jedem Fall iſt das Geſetz an eine Commiſſion zu ver⸗ 

eiſen. 

Abg. Miquel: Der Gegenſtand dieſer Vorlage erfordert allerdings mehr 
als irgend ein anderer eine einheitliche Regelung, da auf dieſem Gebiete 
bisher die allergrößte Rechtsunſicherheit in den einzelnen Landestheilen ge⸗ 
15 hat. Es tritt jedoch bei dieſer Regelung gerade im jetzigen Augen⸗ 
blicke eine Schwierigkeit in der Richtung zu Tage, daß wir gegenwärtig gerade 
in der daten der mwandelung unſerer Behörden und der Feſtſtellung ihrer 
weſentlichſten Competenzen begriffen ſind. In dieſer Beziehung habe ich den 
großen Vorwurf gegen den Entwurf zu erheben, daß man in einer Zeit, wo 
die ganze Geſetzgebung auf eine Vermehrung der Befugniſſe und eine größere 
Selbftitändigteit der Gemeinde gerichtet iſt, die beſtehenden Gemeinderechte 
in dieſem Entwurf in ſehr vielen Beziehungen auf das Aeußerſte einge⸗ 
ſchränkt find, und dies auf einem Gebiete, das ganz naturgemäß der Selbſt⸗ 
verwaltung der Gemeinde angehören muß. Der Entwurf ſtellt bei Entſchei⸗ 

ungen der weſentlichſten Fragen überall die Polizeibehörde in den Vorder⸗ 
grund. Ich beſtreite aber durchaus, daß die Fragen, wo Baulinien errichtet, 
ob ein Bauplan aufgeſtellt werden ſoll oder nicht, irgendwie Polizeifragen 
ind. Die daß in welcher Gegend der Feldmark zweckmäßig gebaut wer⸗ 
den fol, in welcher Richtung es im Intereſſe der Gemeinde liegt, ſich aus: 
udehnen, find ganz entſchieden Gemeindefragen. In meiner Heimathprovinz 
aben die Polizeibehörden ſelbſt in den Städten, wo königliche Polizeidirectio⸗ 
nen beſtanden, in dieſe Fragen niemals, ſelbſt nicht in den regctionärſten 
Zeiten des Miniſteriums Borries, eingegriffen. Stets hat der Magiſtrat in 
dieſen Gemeinden die Baupläne aufgeſtellt und die Breite der Straßen und 
die Anlegung der Baufluchtlinien beſtimmt. Nun ſteht im a, daß 
über alle unkte, bei denen eine Einigung zwiſchen der ee ehörde 
und dem Gemeindevorſtand nicht ſtattfindet, endgültig der Kreisausſchuß ent⸗ 
ſcheiden ſoll. Ich halte dieſe Beſtimmung, zumal bei den größeren Stadt⸗ 
gemeinden, far einen entſchiedenen Eingriff in die Selbſtſtändigkeit der Ge⸗ 
meindeverwaltung und kann nicht glauben, daß das Haus hierzu ſeine Zu⸗ 
Bae geben wird. Ich mache die Commiſſion ganz beſonders auf dieſe 
eſtimmung des e aufmerkſam. Wir müſſen die fo weitgehenden 
Befugniſſe der Polizeibehörden aus dieſem Entwurf herausbringen und 
dürfen nicht zugeben, daß die Selbſiſtändigkeit der Gemeindeverwaltung noch 
1 die Rechtszuſtände zurückgehe, wie ie bereits jetzt in vielen Provinzen 
eſtehen. BEE 

Sonſt kann ich mich im Weſentlichen mit den Grundſätzen des Entwurfes 
einverſtanden erklären. Ein Recht des Eigenthümers, fein Grundſtück ad 
libitum zu bebauen, hat in Deutſchland niemals beſtanden. Das preußische 
Landrecht, ſowie viele Partikularrechte, ſchreiben ganz beſtimmt die zahlreichen 

älle vor, in denen dem Eigenthümer ein 0 ches Recht nicht geſtattet iſt. 
n einer ‚groben Zahl von Städten war es bis in die neueſte Zeit über: 
aupt verboten, ſei es in beſtimmten Theilen der Feldmark, ſei es in der 
anzen Feldmark außerhalb der Mauern zu bauen. Ueberall dort, wo ein 
ſolches echt ohne Zuſtimmung der Gemeinden nicht beſtand, kann für den 
Verzicht zu bauen eine Entſchädigung nicht gewährt werden. Ebenſowenig 
kann aus der bloßen Aufſtellung eines Bauplanes, durch welche der Eigen⸗ 
thümer in feinem Recht der Benun ung ſeines Grundſtücks weſentlich beſchränkt 
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wird, naturgemäß die Pflicht zur Entſchädr gung gefolgert werden. Schwieri⸗ 
, 9 Pflicht z ſchäd. ällen, wo durch Aufſtellung h 


ger dagegen erſcheint die Frage, ob nicht in den ) . 
eines Bauplanes beſtimmte Grundſtücke einen außerordentlich erhöhten Werth 
erlangen, wo z. B. ein Garten oder ein Stück Ackerland zu einem Bauplatz 
an der Straßenfront einer Hauptſtraße wird und dadurch vielleicht zehn oder 
zwanzigfach im Preiſe ſteigt, die Beſitzer ſolcher Grumdſtücke von der Gemeinde 
zum Ausgleich der Geſammtkoſten beſonders herangezogen werden können. 
Es iſt dies weſentlich eine Beſteuerungsfrage, die auch in dem Entwurfe eine 
klare Löſung nicht gefunden hat. Generell würde ich dieſe Frage nicht be⸗ 
jahend entſcheiden können, in beſtimmten Fällen muß ich es aber für ſehr 
zweckmäßig halten, einen ſolchen Verſuch zu wagen und ich empfehle dieſen 
Punkt der Aufmerkſamkeit der Commiſſion. Im Ganzen halte ich eine mög⸗ 
lichſt große Freiheit in dem 233 — und in der Beſchlußfaſſung der 
einzelnen Gemeinden für das erſtrebenswerthe Ziel in dieſer ganzen Materie. 
Auf keine andere Weiſe wird ſich die große Verſchiedenheit, die auf Grund 
des Herkommens, der Geſchichte und der Praxis in den einzelnen Gemeinden 
beſteht, in befriedigender Weiſe ausgleichen laſſen. ; $ 

Handelsminiſter Dr. Achenbach: Mit dem Antrag, die Vorlage einer 
Commiſſion zu überweiſen, kann ich mich nur vollkommen einverſtanden er⸗ 
klären. Es iſt ja unzweifelhaft, daß dieſe Frage zu den allerſchwierigſten 
88 Es darf daher die Regierung bei der n einer ſolchen 

orlage eine geile Nachſicht in Anſpruch nehmen; bat ja doch auch das 
Haus bei früherer Gelegenheit trotz der Betheiligung feiner hervorragendſten 
Kräfte zu einer beftiedigenden Löſung und zu einem ſchließlichen Reſultate 
in dieſer Materie nicht gelangen können. Ich kann mich daher nur höchſt 
befriedigt erkären wenn die Vorlage im Weſentlichen und Allgemeinen den 
Beifall des Vorredners gefunden hat. Ein ſolches Urtheil iſt der Regierung 
in hohem Grade willkommen, da ſie kaum erwarten durfte, bei der General⸗ 
discuſſion eine ſolche Anerkennung zu finden. Was der erſte Redner in dem 
Entwurfe beſonders bermißte, iſt thatſächlich in ihm enthalten und böchſtens 
einer näheren Präciſirung bedürftig. Die Freilegung enger Gaſſen und 
die Gewinnung von Raum zu freien Plätzen wird auf Grund des Expro⸗ 
priationsgeſetzes möglich ſein und ebenſo iſt die vermißte Feſtſtellung der 
Zeit, nach welcher ſich die Entſchädigung bemißt, in dem Expropriationsgeſetz 
angegeben; die 1 aber enthält ausdrücklich die Beſtimmung, daß in den 
fraglichen Fällen nach Maßgabe dieſes Expropriationsgeſetzes verfahren werden 
ſoll. Eine Abäuderung der Beſtimmungen dieſes Geſetzes in dieſer Vorlage 
zu geben, liegt gar kein Bedürfniß vor. Ich hoffe, daß die Commiſſion im 
Allgemeinen den Standpunkt der Vorlage theilen wird, wenn auch einzelne 
Faſſungsänderungen nothwendig erſcheinen mögen. Daß es ſich hier 
um eine wenig verbeſſerte Auflage früherer Vorlagen handle, kann ich 
nicht zugeben. Es ſind dieſe früheren Bogen vollſtändtg umgearbeitet 
worden. Der Vorredner hat den entſchiedenen Vorwurf einer Beſchränkung 
der Selbſtverwaltung gegen den Entwurf erhoben. Es iſt mir dies nicht 
recht verſtändlich geweſen. Der Entwurf enthält gerade einen weſentlichen 
und ſehr intenſiven Fortſchritt auf dem Wege der So oi. Aue 

In den früheren Vorlagen war z. B. beſtimmt, daß die Aufſtellung der 

Bebauungspläne auf Anregung der Polizeibehörden erfolgen ſolle, dieſe Ini⸗ 
tiative iſt jetzt in die Hände der Gemeinde gelegt. Früher entſchieden überall 
in letzter Inſtanz die Bezirksregierungen, gegenwärtig der Kreisausſchuß. 
Auch darin liegt doch ee ein weſentlicher Fortſchritt, daß die Orts⸗ 
Polizeibehörden gemeinſchaftlich mit den Gemeindebehörden verhandeln ſollen. 
Es iſt in der That nicht recht verſtändlich, wie der Vorredner einzelne Aus⸗ 
nahmefälle zu einem durchgreifenden Einwand gegen die Vorlage überhaupt 
aufbauſchen konnte, indem er die wenigen einzelnen Städte, in denen eine 
königliche Polizeidirection überhaupt nur beſteht ſeinen Ausführungen zu 
Grunde legte. In allen übrigen Städten wird ja immer die Gemeinde⸗Be⸗ 
hörde allein die Entſcheidung haben. Die Vorlage will keineswegs vorzugs⸗ 
weiſe 5 Geſichtspunkte gelten laſſen, ſondern ſteht voll und ganz 
auf dem Boden der Selbſtverwaltung. 
Abg. Dr. Baehr (Caſſel): Der Geſetzentwurf berückſichtigt den öffent⸗ 
lichen Intereſſen gegenüber die Privatintereſſen des Eigenthümers nicht in 
der gebührenden Weiſe. Auf die Gefahr hin, für einen leidenſchaftlichen 
Romaniſten zu gelten, bezeichne ich den für altdeutſch ausgegebenen Satz, 
daß das Baurecht nicht ein Recht des Eigenthümers ſei, als einen falſchen. 
Wenn man ſich Beſtimmungen gegenüber befindet, die in unſere Rechts⸗ 
anſchauungen nicht recht dete ſo pflegt man dieſelben für altdeutſch⸗ 
rechtliche auszugeben. Weit entfernt bin ich aber davon, dem Rechte des 
Eigenthümers gegenüber nicht auch die öffentlichen Intereſſen anſetzen zu 
wollen. Verſchiedene Beſtimmungen des Geſetzes ſtehen jedoch mit der Ge⸗ 
rechtigkeit gegen den Eigenthümer durchaus nicht im Einklange. Die Orts⸗ 
polizeibehörde ſoll die Baufluchtslinie beſtimmen und wenn die Straße durch 
dieſelbe an Luft und Licht gewinnt, ſo geſchieht dies doch auf Koſten des 
Eigenthümers. Mir iſt ein Fall bekannt, daß eine Baufluchtlinie von 20 
Fuß Breite gelaſſen werden ſollte; ſo viel kann alſo der Eigenthümer von 
ſeinem Grundſtück ohne alle Entſchädigung verlieren. In Anbetracht deſſen 
müſſen wir doch erwägen, ob nicht das Recht, die Baufluchtlinie zu beſtimmen, 
auf ein gewiſſes Maß reducirt und bei Ueberſchreitung deſſelben der Eigen⸗ 
thümer entſchädigt werden muß. Beiläufig erwähne ich, daß die Regierung 
in Kaſſel jungſt eine Bauordnung für die Stadt Kaſſel und Umgebungen 
erlaſſen hat, welche an willkürlichen Vorſchriften Alles übertrifft, worüber 
man in Heſſen ſchon bisher Klage geführt hat. Auch durch Aufſtellung eines 
Bebauungsplanes wird der Eigenthümer in ungerechter Weiſe beſchränkt. 
Solche Pläne bleiben oft zehn Jahre und ns beſtehen und ſchließlich 
werden ſie vielleicht doch aufgegeben. Das Obertribunal hat jüngſt auf 
gemeinrechtlichem Gebiete erkannt, daß eine ſolche Beſchränkung den Eigen⸗ 
thümer zur Entſchädigung berechtige. Ich bemerke dabei, daß ich bei dieſer 
Entſcheidung nicht mitgewirkt habe. Herr Abg. Miquel meint, daß bei neuen 
Anlagen der Eigenthümer einen Zuwachs an ſeinem Vermögen erhalte und 
ſich deshalb ein gewiſſes Beſteuerungsrecht gegen denſelben rechtfertige, welches 
er im Allgemeinen nicht vertheidigen würde. Ich verwerfe es aber auch im 
Beſonderen, da wir ſonſt in die abenteuerlichſten Verhältniſſe gerathen würden. 
Wir kämen dahin, denjenigen, der durch neue Anlagen an ſeinem Vermögen 
geſchädigt würde, zu entſchädigen. Das Maß der Beſchränkung des Grund⸗ 
eigenthümers, welches § 12 des Entwurfes beſtimmt, muß genauer begrenzt 
werden. Wenn z. B. an einer Seitenwand des Gebäudes des Eigenthümers 
eine neue Straße angelegt wird, ſo kommt er in die Lage, ohne jede Be⸗ 
nutzung der neuen Straße zu den Keſten derſelben beizutragen. Ich habe 
den lebhaften Wunſch, daß die Commiſſion die von mir geltend gemachten 
Geſichtspunkte berückſichtige. 

Abg. Graf v. Wintzingerode: Der Gegenſatz des Abg. Bähr zu dem 
Abg. Miquel hat nur eine rein theoretiſche Bedeutung. Nicht das Privat⸗ 
recht des Einzelnen, ſondern das Intereſſe der Gemeinde iſt das Prävalirende. 
Herr Abg. Bähr geht bei den von ihm 1 6 Specialfällen von un⸗ 
richtigen Vorausſeungen aus, denn es ſoll ja ſtets für Abtretung von 
Eigenthum Entſchädigung 3 werden. Ich bin mit dem materiellen 
Inhalte der Vorlage im Weſentlichen einverſtanden; ſie hält ſich in der rich⸗ 
tigen Grenze zwiſchen geſetzlicher Feſtſtellung und regulativen Maßnahmen. 
Beſtimmungen . Natur in das Geſetz aufzunehmen, halte ich 
für gar nicht oder kaum durchführbar. Eine Beſtimmung, die man für eine 
baupolizeiliche halten kann, vermiſſe ich allerdings; nämlich die, daß für den 
Fall von Neubauten die Genehmigung bei der Polizeibehörde eingeholt wer⸗ 
den müſſe. Zwar könnte es ſcheinen, als ob dieſe Beſtimmung überflüſſig 
ſei, weil ſie ja im Allgemeinen Landrecht enthalten iſt. Ich ſetze aber vor⸗ 
aus, daß im Augenblick des Erſcheinens eines allgemeinen Civilgeſetzbuches 
für das deutſche Reich das preußiſche Allgemeine Landrecht antiquirt ſein 
wird. Was den organiſatoriſchen Theil des Geſetzes betrifft, ſo theile ich 
die Anſicht des Abg. Miquel, daß die Materie vom Standpunkte einer Com⸗ 
munal⸗Angelegenheit geordnet werden müſſe; nur ſcheint mir doch auch die 
polizeiliche Seite mitzuſprechen. Ich halte die Materie für eine gemiſchte, 
communal ⸗polizeiliche Angelegenheit. Ich wünſchte die Mitwirkung der Orts⸗ 
polizeibehörde namentlich bei Feſtſtellung der Fluchtlinie und der Bebauungs⸗ 
pläne. Herr Abg. Miquel kämpft dagegen, wie wenn die Kreisordnung noch 
nicht erlaſſen wäre. Wenn größere Städte in dem Kreiſe liegen, ſo ſind die⸗ 
ſelben in dem Kreisausſchuſſe doch auch vertreten und können ihre Inter⸗ 
eſſen dort geltend machen. Dennoch aber glaube ich, daß das Geſetz in Hin⸗ 
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ſicht der Selbſtverwaltung keinen 
jält. Die Provinzial⸗Ordnung fü 
neues Organ ein, den Bezirksausſchuß, welcher ziemlich genau an derjenigen 
Stelle arbeiten fol, wie die Verwaltungsgerichte, nur mit dem Unterſchiede, 
de e ee nur im nichtcontradictoriſchen Verfahren ent⸗ 

i oll. 

Nach § 3 der Vorlage ſoll die Abänderung beſtehender und die Feſt⸗ 
ſetzung neuer Baufluchtlinien den angrenzenden und den gegenüber liegenden 


Erpezition: Herrenſtraße Nr. 20. Außerdem übernehmen alle Poſt⸗ 
Anſtalten Beſtellungen auf die Zeitung, weiche vo und Bones 
al, an den übrigen Tagen zweimat erſcheint. 


Fortſchritt, fonders einen Rückſchritt ent⸗ 


Eigenthümern an den betr. Straßen ſchriftlich mit dem Bemerken mitgetheilt 


werden, daß Einwendungen gegen dieſelbe innerhalb einer beſtimmt zu be⸗ 
zeichnenden präcluſiviſchen Friſt bei der Ortspolizeibebörde anzubringen find, 


5 Nö w ch vermiſſe in dieſem Geſetze die Berückſichtigung 
der ſanitätspolizeilichen Vorſchriften; es bleiben allerdings die alten Beſtim⸗ 
mungen in dieſer Hinſicht beſtehen, aber dieſe genügen in keiner Weiſe den 
von der Wiſſenſchaft geſtellten Anforderungen; die Vorſchriften über die Höhe 
der Räume, über die Größe des Hofraumes u. ſ. w. gebören doch mehr zur 
Feuerpolizei und zur Löſchordnung, als zur Geſundheitspolizei. Wenn wir 
nun einmal ein Geſetz über dieſe Dinge machen, ſo iſt es doch wohl zu er⸗ 
wägen, ob wir die veralteten Beſtimmungen einfach in dieſes Geſetz über⸗ 
nehmen oder ſie revidiren. Ich weiß nicht, ob ſich dieſer Wunſch erfüllen 
läßt, ich glaube es aber und wollte nur die Aufmerkſamkeit auf dieſe Lücke 
richten. Ich beantrage den Entwurf nicht an die für die Wegeordnung zu 
. fondern an eine beſondere Commiſſion von 14 Mitgliedern zu 
verweiſen. 


Abg. Lasker: Ich kann mich dieſem letzten Antrage nur e 
denn die Wegeordnung ſcheint mir ein ſo weitläufiges Werk zu ſein, daß es 
fraglich iſt, ob wir damit in dieſer Seſſion zum Abſchluß kommen, während 
wir doch alle wünſchen, daß dieſes Geſetz zu Stande kommt. Die Frage der 
Organiſation, die vom Grafen Wintzingerode angeregt iſt, kann bei Gelegen⸗ 
heit dieſes Geſetzes nicht entſchieden werden. Wir müſſen fie offen laſſen, 
bis wir die Hauptgrundſätze der Provinzialordnung feſtgeſtellt haben; es iſt 
dies eine große Schwierigkeit für die Ausarbeitung von Geſetzen, daß überall 
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rt in das Selbſtverwaltungsſyſtem ein 


Punkte hervortreten, über die nur hypothetiſch geſprochen werden kann. Die 


Anſichten gehen weit auseinander; ich hoffe aber, daß die Abgeordneten 
Miquel und Bähr, wenn ſie ſich in einer Commiſſion gehörig ausgeſprochen 
haben, eine practiſche Löſung in der Diagonale ſuchen werden. Die Befürch⸗ 
tungen des Abgeordneten Miquel ſind doch nicht ſo erheblich, wie er ſie dar⸗ 
geſtellt hat. Wenn die zei gemeinſchaftlich mit der betreffenden Behörde 
einen Bebauungsplan nichk zu Stande bringen kann, ſo kann es allerdings 
kommen, daß der Stadt ein koſtſpieliger Bebauungsplan aufgedrängt würde 
dadurch, daß der Kreisausſchuß die letzte Entſcheidung hat. Das iſt aller⸗ 
dings kein richtiger Zuſtand, und wenn wir die Selbſtverwaltungsbehörden 
nicht in Mißcredit bringen wollen, müſſen wir ſie nur innerhalb der wirk⸗ 
lichen Selbſtverwaltung verwenden. Innerhalb des Kreisausſchuſſes könnte 
es kommen, daß der Landrath in Verbindung mit den ländlichen Bee 
einer Stadt einen B⸗bauungsplan octroyirt, weil der Bürgermeiſter ſich mit 
dem Magiſtrat und den Stadtverordneten nicht einigen konnte. Ich bin der 
Letzte, der hierbei ein concurrirendes Recht der Polizei ausſchließen wollte; 
aber es handelt ſich doch zuletzt für die Gemeinde um ihre Straßen und ihre 
Luft und ihr Geld. | 

Bei den Beſtimmungen wegen der Feuers⸗ und Geſundheitsgefahr hat 
allerdings die Polizei ein concurrirendes Intereſſe. Ich würde nun nichts 
dagegen einzuwenden haben, daß der Kreisausſchuß, um den Widerſpruch 
zwiſchen Gemeinde und Polizei zu beſeitigen, über denſelben verhandelt, aber 
nicht die Entſcheidung fällt. Kommt kein Bebauungsplan zu Stande, ſo 
wird nochmals verhandelt bis der Widerſtand überwunden iſt. Wenn die 
Beſtimmung des Entwurfs ſtehen bleibt, ſſo iſt das eine erhebliche Beſchrän⸗ 
kung der Communen und ich erwarte einen Aufſchrei der größeren Städte 
dagegen, daß ſie von einer Behörde, die die Specialverhältniſſe nicht genau 
kennt, gezwungen werden ſollen, Ausgaben zu machen. Ich hoffe aber, daß 
eine Modifikation dieſer Beſtimmung keinen zu großen Widerſtand bei der 
Regierung finden wird, daß ferner die heutigen Differenzen zu einem güt⸗ 
lichen Ausgleich kommen werden, und daß die Commiſſion in ganz kurzer 
Zeit mit dieſem wichtigen Geſetze fertig werden wird. 

Die Vorlage wird darauf an eine beſondere Commiſſion von 14 Mit⸗ 
gliedern verwieſen. BE 

Letzter Gegenſtand der Tagesordnung iſt die erſte und zweite Berathung 
des Geſetzentwurfs, betr. den ſtandesherrlichen Rechts zuſtand des 
Herzogs von Arenberg wegen des Herzogthums Meppen. 

Abg. Windthorſt (Meppen): Dieſe Vorlage wird hier zum erſten Mal 
verhandelt, trotzdem ſie dem Hauſe ſchon mehrmals vorlag; denn die paar 
Worte, die darüber in der vorigen Seſſion geſprochen wurden, waren kaum 
eine Verhandlung zu nennen. Sie enthält eine ſchwere Verletzung der In⸗ 
tereſſen meiner Wähler, die in mehreren Petitionen hier dargeſtellt worden 
iſt; die Petenten wünſchen keine Veränderung der Verhältniſſe, ſie haben ſich 
noch ihren geſunden conſervativen Sinn bewahrt. (Heiterkeit) Ich habe 
nicht erwartet, daß dieſe conſervative Geſiunung bier eine Anerkennung finden 
ſoll, aber daß ſie ein Gegenſtand der Heiterkeit iſt, habe ich nicht gedacht. 
Es liegt aber in dem Geſetze auch eine Rechtsverletzung; denn aus den Ver⸗ 
ange geht deutlich hervor, daß der Herzog von Arenberg vollkommen 

ereit geweſen iſt, im Wege der Verſtändigung die Verhältniſſe zu ordnen 
und daß er in feinen Conceſſionen fo weit gegangen iſt, wie man es billig 
fordern konnte; er hat nichts verlangt, was nicht anderen Standesherren be⸗ 
willigt worden wäre. . x 5 ; 
ch kann deshalb nicht begreifen, wie ſich die Regierung damit zu rechte 
fertigen ſucht, daß man mit dem Herzog nicht zu Stande kommen könne, das 
iſt eine reine Unwahrheit und Aetenwidrigkeit. Man hat nur deshalb nicht 
zu Stande kommen können, weil man dem Herzog das nicht bewilligen 
wollte, was man den Stolbergs, den Solms und den Fürſten Neuwied be⸗ 
reitwilligſt geſtattet hat. Woher es kommt, daß man ihn fo 1 na 
behandelt, kann ich mir nicht erklären; ich conſtatire aber, daß die Regierung 
Gelegenheit gehabt hätte von dem betretenen, ganz ungerechtfertigten Wege 
abzukommen. Es wird bekannt ſein, daß man dem Reichstage ausführliche 
Vorlagen über die Gerichtsorganiſation u. ſ. w. gemacht hat, und dort kom⸗ 
men auch die Verhältniſſe der Standesherren im Allgemeinen zur Sprache 
und namentlich wird die Frage zur Entſcheidung gebracht, wie es mit der 
ſtandesherrlichen Gerichtsbarkeit gehalten werden ſoll. Es wäre alſo ſehr 
natürlich geweſen, die Verhältniſſe des Herzogs ſo lange beſtehen zu laſſen, 
bis ſich klar geſtellt hätte, wie denn der Reichstag über dieſe Angelegenheiten 
befinden wird. Dadurch wäre erreicht, daß man den Herzog von Arenberg 
eben jo behandelt hätte, wie die anderen Standesherren. die ihre Gerichts⸗ 
barkeit und Verwaltung bis zum Zuſtandekommen dieſer Reichsgeſetzgebung 
behalten. (Ruf: Das gehört nicht zur Competenz des Reichstages!) Die 
Frage, ob und wie weit die Rechte der Standesherren noch beſtehen, iſt eine 
frage, die generell im Reichstage geordnet werden konnte. Man hat eben 
dei der beſonderen unfreundlichen Richtung gegen den Herzog von Arenberg 
eine ungewöhnliche Eile. Die Vorlage beweiſt Ihnen, daß auch die Regie⸗ 
rung nicht beſtreiten kann, daß der Herzog zu den Reichsunmittelbaren ge⸗ 
1 5 und es würde auch wohl ſchwierig ſein, ihm dieſe ſtandesherrlichen 
echte, die in der Geſchichte und in Verträgen wurzeln, irgendwie zu be⸗ 
1 Die Regierung glaubt nur, daß dieſe Rechte jetzt nach der Auf⸗ 
öſung des deutſchen Bundes aufgehört haben. 

Es iſt mir unerklärlich, wie man zu einer ſolchen Auffaſſung kommen 
kann. Die Rechte der Standesherren wurzeln principaliter gar nicht in dem 
Bundesvertrag Deutſchlands, ſondern in der Wiener Congreßacte. Daß dieſe 
durch die Ereigniſſe des Jahres 1866 und den Prager Frieden beſeitigt it, 
hat bis jetzt meines Wiſſens ein Juriſt noch nicht behauptet. Im Gegen⸗ 
theil, der vielleicht jetzt vedeutendſte preußiſche Staalsrechtslehrer Kronſyndicus 
Schulze in Breslau ſagt, daß den Standesherren nach wie vor alle 115 
bundesrechtlich gerantirten Rechte noch zuſtehen. Ganz ebenſo lehrt Profeſſor 
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Heffter, Staatsrath Zachari und Hofrath Zöpfl. Nun wird mir erwidert 
werden, die Sache iſt weſentlich vereinfacht durch den Ausſpruch, den der 
Bundesrath auf eine Beſchwerde des Herzogs gethan hat. Dieſer Beſchluß 
liegt nicht vor; es liegt nur der Bericht eines Bundesrathsausſchuſſes vor; 
und das iſt ein Unterſchied. Wenn aber der Beſchluß auch lautet, wie ihn 
der Ausſchuß vorgeſchlagen hat, ſo iſt damit noch nicht entſchieden, daß der 
Antrag des Herzogs, eine Prohibitorialverfügung zu erlaſſen, nicht begründet 
ſei. Die Ausführung iſt nichts anderes als eine juriſtiſche Erörterung, welche 
eine autoritative Bedeutung in keiner Weiſe hat. Denn ob der Unterſtaats⸗ 
Secretär Friedberg im Bundesrathsausſchuſſe Erörterungen macht oder ab⸗ 
ſchreibt, die hier in den Vorlagen bereits ſtanden, wird gewiß die Bedeutung 
derſelben nicht vermehren, und wirklich enthält dieſer Bericht gar nichts 
Anderes, als die Ausführungen, welche die Regierung jetzt gemacht hat, 
welche fie aber früher in Beziehung auf die Standes herren abſolut verworfen 
bat. Dabei bleibt es auffällig, daß die preußiſche Regierung bei einer gegen 
ſie gerichteten Beſchwerde mit dem ganzen Gewicht ihrer 17 Stimmen einge⸗ 
treten iſt. Das heißt Partei und Richter in einer Perſon ſein, und man 
weiß ja, was es bedeutet, wenn die Präſidialmacht für einen derartigen Be⸗ 
ſchluß eintritt. Die Gründe des Berichtes ſind weſentlich die, daß das deutſche 
Reich die Erbſchaft des Bundes nicht übernommen habe; das iſt allerdings 
wahr; leider iſt aber auch wahr, daß das deutſche Reich nicht ſo viel Rechts⸗ 
ſchutz bietet, wie der deutſche Bund. (Heiterfeit.) Zur Zeit des deutſchen 
Bundes wäre es keinem preußiſchen Miniſter eingefallen, mit ſolchen Rechts⸗ 
deductionen zu erſcheinen, wie dies heute geſchehen iſt. (Abg. Braun: Der 
deutſche Bund hat ja auch die hannoverſche Verfaſſung nicht geſchützt!) 
' Auf dieſen Zuruf muß ich bemerken, daß dieſer Beſchluß damals unter 
den Auſpieien des ee Fürſten Bismarck zu Stande gekommen 
iſt. (Abg. Braun: Der Beſchluß iſt aus den dreißiger Jahren; das iſt eine 
abſichtliche Verwechſelung!) Die Garantien der ſtandesherrlichen Rechte, die 
im Bunde lagen, find allerdings fortgefallen, aber wer hat je gehört, daß 
ein Recht wegfällt, wenn die Garantien wegfallen? Wenn das wäre, möchte 
ich wiſſen, warum noch bis auf den heutigen Tag eine ſo große Anzahl von 
Rechten aus dem weſtfäliſchen Frieden und dem Reichsdeputationshauptſchluß 
noch anerkannt und von den Gerichten geſchützt werden. Jedenfalls wird 
aber das noch gelten, was der König von Preußen in einem Reſcript, datirt 
Babelsberg, den 13. Juni 1868, dem Fürſten von Fürſtenberg auf eine Ein⸗ 
— erwidert hat: daß die Rechte der Mediatiſirten, vormals reichsunmittel⸗ 
ren Reichsſtände, ſoweit dieſelben in die Landesgeſetzgebung übergegangen 
oder in beſtimmten Receſſen formulirt ſind, weder durch die Aufhebung des 
deutſchen Bundes, noch durch die Bildung des Norddeutſchen Bundes eine 
Aenderung erlitten haben, und ich glaube, der königliche Herr hat nicht ent⸗ 
fernt daran gedacht, daß der Herzog von Arenberg in Hannover ſchlechter 
behandelt werden ſollte, als in Preußen. Die Theorie, wonach die Landes⸗ 
eſetzgebung alles kann, erkenne ich nicht an; ſie kann vor allem nicht das 
echt durchbrechen und wohlerworbene Rechte einfach beſeitigen. Daß ein 
Nothſtand vorliegt, der eine ſolche Durchbrechung des Rechtes erforderlich 
machte, iſt nicht bewieſen; aber alles, was außerhalb des Cirkels der Herren 
in der Wilhelmsſtraße liegt, iſt ihnen unbequem. Ich habe geglaubt, daß 
man Geſetze geben muß, welche das Volk, auf welches ſie angewendet werden 
ſollen, befriedigen, nicht aber Geſetze, welche nach beſtimmten vorgefaßten 
Theorien, nach einer Schablone gemacht ſind und den Wünſchen des Volkes 
widerſprechen; das iſt nicht deutſch, ſtreitet gegen das Recht, und diejenigen, 
für welche es beſtimmt iſt, bedanken ſich und ich Namens ihrer. 

Juſtizminiſter Dr. Leonhard: Der Vorredner beklagte ſich zunächſt 
darüber, daß die Regelung der Arenberg'ſchen Verhältniſſe aufgeſchoben ſei 
bis ie Erlaß des Reichsgeſetzes über die Gerichtsverfaſſung. Das Haus 
der Abgeordneten hat vor mehreren Jahren zweimal nach einander das ſehr 
dringende Verlangen an die Regierung geſtellt, die Verfaſſungszuſtände im 
Herzogthum Arenberg zu corrigiren. Die Regierung iſt darauf eingegangen 
und hat den Vertrag, mit dem Herzog gekündigt. Die Kündigungsfriſt iſt 
ſeit mehreren Jahren abgelaufen, und die Verhältniſſe werden in ihrer ge⸗ 

enwärtigen Verfaſſung lediglich durch eine königliche Verordnung in ihrem 

eſtande erhalten. Dieſe königliche Verordnung kann ebenſo im Wege der 
Verordnung wieder beſeitigt werden. Geſchieht dies, ſo tritt ein Chaos ein. 
Es iſt alſo durchaus erforderlich, die Sache bald thunlichſt zu regeln, wenn 
nicht dieſe ohne jeden rechtlichen Halt beſtehenden Verhältniſſe ſich immer 
mehr verſchlimmern ſollen. Der Abgeordnete für Meppen ſteht dieſen Ver⸗ 
hältniſſen jetzt ſehr fern, ich ſtehe ihnen aber ganz nahe, ich kann ſie über⸗ 
ſehen. Die Regierung hat ſich alſo dazu entſchließen müſſen dieſen Geſetz⸗ 
entwurf wiederholt vorzulegen, nachdem er bisher zur Erledigung nicht hat 
kommen können. Der Vorredner beklagt ſich ſehr darüber, daß den übrigen 
Standesherren Preußens größeres Recht gewährt ſei als dem Herzog von 
Arenberg. Das iſt richtig. Der Vorredner täuſcht ſich aber ſehr, wenn er 
die Verſchiedenheit von einer freundlichen oder unfreundlichen Geſinnung 
ie die verſchiedenen Standesherren ableitet, indem er meinte, daß die 

egierung dem Herzog von Arenberg unfreundlich geſinnt ſei. Davon iſt 
gar keine Rede. (Abg. Windthorſt⸗Meppen: Doch!) Es liegt gar kein Grund 
dafür vor; man kann ſo etwas behaupten in die Luft hinein, das iſt aber 
alles. Beweiſen Sie das einmal. (Heiterkeit) Wer mit den Rechtsverhält⸗ 
niſſen einigermaßen betraut iſt, für den liegen die Gründe ja auf der Hand. 
Die Verhältniſſe der Standesherren können ja zur Zeit nicht mehr durch 
königliche Verordnung, ſondern allein durch Geſetz geregelt werden. Die Re⸗ 
gierung ift deshalb gar nicht in der Lage, dem Glauben ſich binzugeben, daß 
das Abgeordnetenhaus dem Herzog von Arenberg diejenigen Rechte einräus 
men wird, die den ſonſtigen Standesherren durch königliche Verordnung ein⸗ 
geräumt ſind. 

Das Haus hat ſich wiederholt über dieſen Gegenſtand auf das Aller⸗ 
beſtimmteſte ausgeſprochen und erklart, daß den Standesherren Präſenta⸗ 
tionsrechte nicht gemacht werden ſollen. Wozu ſoll es alſo führen, den Verſuch 
zu machen, beim Landtage dieſe Rechte für den Herzog von Arenberg durch⸗ 
zuſetzen? Das iſt der allgemeine Geſichtspvunkt. Es kommt nun aber auch 
der partikulare in Betracht, und da bemerke ich, daß der Herzog von Aren⸗ 
berg ſeine Rechte durch Mißbrauch verwirkt hat. (Hört, hört! Abg. 
Windthorſt: Obo!) Dem Herzog von Arenberg für ſeine Perſon mache ich 
keinen Vorwurf; aber die Vorwürfe treffen ſeine Beamten und diejenigen, 
die den Beamten etwa Rath gegeben haben möchten. (Hört; hört!) Die 
une im Herzogthum Arenberg find vom Jahre 1852 an ſtets unerträg⸗ 

ich 1 7 5 dies iſt Ihnen früher auseinandergeſetzt worden von einem 
Mitgliede des hohen Hauſes, welches jetzt nicht mehr die Ehre hat, dies zu 
ſein. Dies war die Eine von den drei Perſonen, welchen es beſchieden war, 
den Kelch, welchen der Herzog von Arenberg der königl. hannoverſchen Re⸗ 
gierung vorgeſetzt hatte, bis zur Hefe zu leeren; die zweite dieſer Perſonen 
war der Abgeordnete für Meppen und die dritte Perſon bin ich Sie glau⸗ 
ben nicht, welche Schwierigkeiten der Herzog von Arenberg der Juſtiz⸗Ver⸗ 
waltung zu allen Zeiten gemacht hat, wie er die Wünſche der Regierung in 
keiner Weiſe berückſichtigt, Schwierigkeiten nach allen Seiten aufgeſpeichert 
und in der Beſetzung der Stellen in einer Weiſe verfahren hat, die mit einer 
ba Rechtspflege ganz unverträglich iſt. (Hört! Hört!) Das kann ich be⸗ 


aupten und ich wundere mich, daß der Herr Abg. für Meppen, der darunter 
elbſt ſehr reichlich gelitten hat, jetzt von Theorie und Schablone gegenüber 
dem praktiſchen Bedürfniß ſprechen kann. 

Der Herzog von Arenberg — und das iſt das Schlimme bei der ganzen 
Sache — ſteht den Verhältniſſen von Meppen vollſtändig fern, er iſt ein 
großer Herr, der in andern Ländern reſidirt, der aber ſeit ſeinem Regie⸗ 
rungsantritt höchſtens einmal das Herzogthum geſehen hat. (Hört! Hört!) 
So viel ich weiß, hat er dort keine Schlöſſer und daß er den Aufenthalt im 
He c Arenberg nicht liebt, das kann Jeder be reifen, welcher nur ein⸗ 
mal durch die Sandwüſte gereiſt iſt. (Heiterkeit) Und nun iſt es ſchlimm, 
daß ſeine Beamten ſo wenig den Verhältniſſen Rechnung getragen haben. 
Darin liegt der große Uebelſtand und es muß endlich im Herzogthum Aren⸗ 
berg⸗Meppen ein Zuſtand der Rechtspflege und Verwaltung herbeigeführt 
werden, der den großen Verhältniſſen der Monarchie entſpricht. (Beifall.) 
Ich hebe noch hervor, daß der Abg. Windtborſt, als er zum zweiten Male 
als hannovperſcher Juſtizminiſter ausgeſchieden iſt, von dem Herzog mit einer 

luth von 1 beim Bundesrath übergoſſen wurde; der Herzog hatte 
uſprüche erhoben, die alles Maß überſchritten, und ich begreife nicht, daß 
der Herr Abg. Windthorſt jetzt mir gegenüber in ſolcher Weiſe die Sache 
vertheidigen und von Theorie und Schablone ſprechen kann. Daß die Rechte 
der Standesherren durch die Auflöſung des deutſchen Bundes aufgehört 
ätten, iſt gar nicht behauptet worden; dieſe Rechte find dadurch ebenſowenig 
2555 wie durch die Conſtituirung des Reiches. Das Reich aber behauptet, 
daß die Rechte der Landesgeſetzgebung nicht entzogen werden können; die 
Landesgeſetzgebung kann dieſe Rechte regeln. Der Landesgeſetzgebung iſt 
alſo eine Schranke gezogen; ob fie und wie fie dieſelbe überſteigen will, das 
iſt eine Frage, die im Wege der Landesgeſetzgebung geregelt werden muß. 
Die Sache liegt nun für den Herzog überaus ungünſtig. Man kann fragen, 

ob denn das Reich oder der Bundesrath competent war, über die Frage zu 
entſcheiden. Ich laſſe das dahingeſtellt ſein. Aber der Herzog von Arenberg 
bat den Bundesrath angegangen und hat ihn für competent erklärt, und 
wenn er jetzt feinen Beſcheid hat, jo kann er ſich dabei beruhigen. (Heiterkeit. ) 
ch weiß nicht, wie der Herzog dazu gekommen iſt, dieſen recht bedenklichen 
chritt zu thun. Vielleicht iſt ihm kein ſehr guter Rath gegeben worden, 
aber die Thatſache ſteht feſt; er hat den Bundes rath angegangen; der Bundes: 
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rath hat ſich ausdrücklich unter Beifügung von Motiven für competent er⸗ lichen Verwolkung 


klärt, und von dieſer Competenz ausgehend gefolgert, daß der Landesgeſetz⸗ 
gebung keine Schranke gezogen werden könne, die Rechte der Standesherren 
zu regeln. Ob das richtig entſchieden iſt oder nicht, unterſuche ich nicht, 
ich ſtütze mich einfach auf dieſen Bundesrathsbeſchluß. Der Abg. Benin 

ſagte, er wiſſe nicht, ob das ein Beſchluß des Bundesraths ſei. Das i 
aber durchaus nicht zweifelhaft. Im Juſtizausſchuß iſt die Sache vorgeprüft 
und darüber Bericht erſtattet; der Bericht ging an den Bundesrath und dieſer 
hat ſich denſelben angeeignet. Principaliter hat er allerdings die Beſchwerde 
zurückgewieſen, aber er hat ſeine Anſicht außerordentlich eingehend motivirt, 
daß die Landesgeſetzgebung das Richtige thue, wenn ſie einſtweilen dieſen 
Punkt als erledigt annimmt auf den Bundesrathsbeſchluß ſich beziehend. 
(Lebhafter Beifall.) Die Generaldiscuſſion wird geſchloſſen. 

In der zweiten Berathung bemerkt zu § 1, welcher die verſchiedenen han⸗ 
noverſchen Verordnungen über die ſtandesrechtlichen Verhältniſſe des Herzog⸗ 
lich Arenberg'ſchen Hauſes außer Kraft ſetzt, Abg. Win dhorſt: § 1 ent: 
hält das Princip des Geſetzes, und indem ich daſſelbe bekämpfe, wird es mir 
möglich ſein, dem Herrn Miniſter zu antworten. Ich hatte behauptet, daß 
der Herzog von Arenberg ſchlechter behandelt werde, als irgend ein anderer 
Standesherr in Preußen; der Miniſter giebt das zu, erklärt aber, es geſchehe 
dies nicht aus Uebelwollen, ſondern liege daran, daß das Abgeordnetenhaus 
jetzt mitzuſprechen habe. Es iſt jedenfalls wunderlich, deshalb von dem, was 
man für Recht hält, abzuweichen, weil man glaubt, daß eine andere Körper⸗ 
ſchaft dieſe Rechtsanſchauung nicht theilt. Dieſes Opfer des eigenen Rechts⸗ 
bewußtſeins iſt auch ein Zeichen der 525 (Zuſtimmung im Centrum.) 
Dann bat der Miniſter behauptet, der Herzog don Arenberg habe ſeine 
Rechte durch Mißbrauch verwirkt. Eine ganz neue Theorie! Wenn verliehene 
Rechte nicht in der richtigen Weiſe gebraucht werden, iſt das ein Grund für 
ihren Verluſt? Giebt es nicht Mittel um dem Mißbrauch zu ſteuern? Und 
waren die Kronen von Hannover und Preußen nicht ſtark genug um dieſe 
Mittel anzuwenden? Geſchah dies nicht, ſo trifft die Schuld diejenigen, die 
die Mittel hatten, ohne ſie zu gebrauchen. ch beſtreite übrigens ſolche 
Mißbräuche, von denen der Miniſter ohne jede Detaillirung geſprochen hat. 
Juſtiz und Verwaltung werden von den herzoglichen Behörden mit dem⸗ 
ſelben Erfolge gehandhabt, wie von den königlichen, das Obergericht in 
Meppen iſt ebenbürtig allen anderen Obergerichten in Hannover und im 
ganzen übrigen Deutſchland, und ſollte der Miniſter dies beſtreiten, fo bin 
ich gewappnet mit einer ganzen Reihe von Urtheilsſprüchen ſeiner Gerichte, 
die mir viel weniger gefallen, als die des Gerichts zu Meppen. (Heiterkeit.) 
Es iſt allerdings richtig, daß der Krone Hannover beſonders ſeit 1852 manche 
Schwierigkeiten aus der Frage des Oberaufſichtsrechts, aus der Einführung 
von Beamten in die herzoglichen Stellen erwachſen ſind. Aber der Herzog 
konnte keine Beamten anſtellen, die die Regierung nicht genehmigt hatte. 

Das geſchieht ebenſo in Preußen, wo die Regierung ebenfalls ſehr oft 
Präſentaten der Communen nicht beſtätigt, ohne daß man darin einen Miß⸗ 
brauch des communalen Präſentationsrechts gefunden bätte. Zch gebe zu, 
daß der herzogliche Regierungsrath mir ſehr viele unnütze und unangenehme 
Schreibereien verurſacht hat, aber darin liegt gar keine Veranlaſſung, die 
Rechte des Herzogs zu beanſtanden. Derſelbe hat ſich allerdings auch über 
mich beſchwert, aber es hat mir unter der vortrefflichen 1 des 
zeitigen en Pee nie an Mitteln gefehlt, dem Staate zu ſeinem Rechte 
zu verhelfen. Verwandtſchaftsrückſichten mögen bei Anſtellungen im Herzog⸗ 
thum mitgewirkt haben, dafür ſpielen in Preußen Connexionen mit (Lebhafter 
Widerſpruch links), und nicht nur in Preußen, in der ganzen Welt. (Heiter- 
keit.) Connexionen wechſeln mit den Miniſterien, und da letztere in Preußen 
ein ſehr langes Leben haben, jo iſt das für die, welche ſich keiner Connexionen 
zu erfreuen haben, um ſo ſchlimmer. Ich bleibe daher dabei: Man gewährt 
dem Herzog von Arenberg weniger, als allen andern Standesherrn, weil 
man ihn weniger liebt. Warum dies geſchieht, iſt mir unbekannt. Ich weiß 
auch nicht, was den Miniſter zu der Behauptung veranlaßt, daß der Herzog 
die Verhältniſſe im Meppen ' ſchen nicht kenne. So oft ich mit ihm verkehrt 
habe, fand ich ihn ſehr gut unterrichtet. Der Miniſter hat endlich erklärt, er 
wolle die Rechtsfrage für ſeine Perſon nicht entſcheiden — beachten Sie das 
wohl! Er hat nicht erklärt, daß er die Anſichten theilt, die ich bekämpfe, es 
iſt das für mich ein großer Troſt — er hat nur geſagt, der Bundesrath habe 
entſchieden. Ich bedaure, daß dieſe Entſcheidung nicht vorliegt, wie ich ge⸗ 
hört habe, hat man ſich auf verſchiedenen Seiten abweichend verhalten, weil 
man an der Competenz zweifelte. Von entſcheidender Wichtigkeit ſind aber 
17 preußiſche in propria causa abgegebene Stimmen geweſen. Der Miniſter 
ſagt: „Der Herzog hätte ja nicht an den Bundesrath zu gehen brauchen.“ 
Er konnte allerdings nicht erwarten, daß Preußen den Richter in eigener 
Sache ſpielen würde, ſonſt hätte er ſich den Weg dahin erſpart. Einen Vor⸗ 
wurf ihm aber daraus machen, daß er ſich in ſeiner Bedrägniß an die letzte 
Inſtanz in Deutſchland wandte — das verſtehe ich nicht! Die Gründe des 
von mir verleſenen königlichen Reſeripts hat der Minifter gar nicht widerlegt. 
(Ruf: mit Recht!) Ich weiß nicht, was dieſe Interjection bedeuten ſoll. 
Entweder meint der Herr, daß ſolche an höchſter Stelle geſprochene Sätze 
gleichgültig ſind, oder er hält ſie hier nicht für anwendbar, und dann hätte 
er feine Anſicht zu begründen. Nach Alledem meine ich: der § 1 mutbet 
uns zu, ein wohl erworbenes Recht ohne Entſchädigung zu beſeitigen. Ich 
glaube nicht, daß meine Ausführungen die Majorität umſtimmen werden, 
das ſoll mich aber nicht hindern, zu erklären, daß dieſes Vorgehen ein wenig 
glückliches Blatt der preußiſchen Geſchichte bezeichnet. 

Juſtizminiſter Dr. Leonhardt: Ich kann nur wiederholen, daß die Re⸗ 

ierung entfernt davon iſt, gegen den Herzog von Arenberg unfreundliche 
Sefinmungen zu hegen. Ich habe auch nicht behauptet, daß der Herzog die 
Verhältniſſe in Meppen nicht kennt, ſondern nur, daß er denſelben fern 
ſteht. Er befindet ſich in einer andern Lage, wie die übrigen Standesherrn, 
die in ihren Gebieten reſidiren, während er in Brüſſel wohnt. Ich habe 
auch nicht behauptet, daß das Obergericht in Meppen die Rechtspflege nicht 
gut miniſtrirt habe, ſich Verſäumniſſe hätte zu Schulden kommen laſſen und 
dergl. Wie konnte es ſich Verſäumniſſe zu Schulden kommen laſſen, wo es 
nichts zu thun hatte? (Große Heiterkeit.) Es gehört eben zu den größten 
Uebelſtänden, daß ein Gericht mit zwei Senaten da war, wo ſich nicht für 
einen Beihäftigung fand. (Hört! hört!) Die Unerträglichkeit der Rechts⸗ 
zuſtände lag allerdings anderswo, in der Schwierigkeit der Beſetzung der 
Richterſtellen, die ſeit 1866 faſt unmöglich geworden iſt. Da das Avance⸗ 
ment in Hannover ſeitdem ein anderes geworden, ſo war der Herzog gar 
nicht mehr in der Lage, die Vacanzen zu beſetzen: er hatte Niemanden, der 
Luſt hatte, den königlichen Dienſt zu verlaſſen, um in feinen zu treten. Vor⸗ 
her waren alle Beamtenſtellen des Herzogthums in den Händen einer großen 
Familie, deren Zweige Niemand überſehen konnte. Heiterkeit.) Es ging jo 
weit, daß die Verwandtſchaft ſich nicht nur auf die Juſtiz⸗ und Verwaltungs⸗ 
ſtellen erſtreckte, ſondern auch die Subalternbeamten in ſich ſchloß (Heiterkeit). 
Ein Amtsrichter, der in dieſe Familie bineingeheirathet hatte, überreichte dem 
damaligen Juſtizminiſter Herrn Windthorſt ein Verzeichniß der Verwandtſchaft, 
in die er hineingerathen war (Große Heiterkeit), das das allergrößte Staunen 
erregte, man hatte ſich in einer ſo kleinen Provinz eine ſo durchwachſene Ver⸗ 
wandtſchaft gar nicht vorſtellen lönnen. Auch in Bezug auf die Rechtsfrage 
hat mich der Vorredner etwas zu ſeinen Gunſten mißverſtanden, ich habe er⸗ 
klärt, ich brauchte derſelben nicht näher zu treten, weil ich wußte, daß ich 
den Redner doch nicht überzeugen würde. Seine Zweifel an der Entſcheidung 
des Bundesrathes ſind mir ganz unverſtändlich. Ich bedauere, das Protokoll 
über die Sitzung nicht hier zu haben, werde aber nicht verfehlen, es bei der 
dritten Leſung zur Kenntnißnahme vorzulegen. 5 

$ 1 wird hierauf gegen die Stimmen des Centrums angenommen. 


8 2 lautet: Vom 1. April 1875 an wird die dem Herzoge von Arenberg 
im Herzogthume Arenberg⸗Meppen, einſchließlich der Stadt Papenburg, bis⸗ 
her zugeſtandene ſtandesherrliche Gerichtsbarkeit und obrigkeitliche Verwal⸗ 
tung, letztere mit den aus dieſem Geſetze ſich ergebenden Vor⸗ 
behalten, ohne e e — Die Gerichtsbarkeit 
in dem vorbezeichneten ſtandesherrlichen Gebiete wird hinfort durch vom 
Staate beſtellte Gerichtsbehöͤrden, deren Einrichtung und Feu Gele durch 
die Vorſchriften über die in der Provinz Hannover beſtehende Gerichtsver⸗ 
faſſung beſtimmt wird, im Namen des Königs ausgeübt. — Die Amtsver⸗ 
waltung im ſtandesherrlichen Gebiet wird, unter Wenfall der bisherigen 
Herzoglichen Aemter, durch unmittelbar königliche, nach den allgemeinen Vor⸗ 
ſchriften über die Amtsverfaſſung in der Provinz Hannover einzurichtende 
Aemter geführt, welche nur nach Maßgabe der Beſtimmungen im 
dab Nr. 9 zugleich im Namen des Herzogs noch zu fungiren 

aben. 

0 liegen Amendements vor von: a ; - 

a. Windthorſt: 1) die Worte „ohne Entſchädigung“ zu ſtreichen; 2) hinter 
dem erſten Abſatz folgenden Zuſatz zu machen: „Dem Herzoge ſteht das Recht 
zu für die Stellen der Ober⸗ und Unterbeamten bei den Amtsgerichten und 
den Verwaltungsämtern der königlichen Negierung 2 Perſönlichkeiten zur 
Beſtätigung zu präſentiren, welche nach den beſtehenden Vorſchriften zur 
Wahrnehmung der bezeichneten Dienſtſtellen pet ſind;“ eventuell aber 
denſelben Zuſatz mit Beſchränkung auf die Stellen bei den Verwaltungs⸗ 
ämtern zu machen; 3) für den Fall der Ablehnung der Anträge unter 2 
hinter dem erſten Abſatz des § 2 einzuſchalten: „Die für die oben ausge⸗ 
ſprochene Aufhebung der ſtandesherrlichen Gerichtsbarkeit und der obrigkeit⸗ 


* 
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dem zoge gebührende Entſchädigung wird nach bo 
gangiger Verhandlung ul eee durch ein beſonderes Veſes A 
. p. Bismard (Flatow): 1) ebenfalls die Worte „ohne Entſchädigung 
zu ſtreichen, 2) dem Schluſſe des Paragraphen Dinzugufügen: „die Feſtſetzung 
einer Entſchädigung bleibt einem beſonderen Geſetze vorbehalten.“ 

e. Bening und Lauenſtein: 1) die Worte: „letztere mit den aus 
dieſem Geſetze ſich ergebenden Vorbehalten“ und ferner die Worte: „welche 
nur nach Maßgabe der Beſtimmungen in $ 6 Nr. 9 zugleich im Namen des 
Herzogs noch zu fungiren haben“ zu ſtreichen, 

Ueber das Amendement zu C. Nr. 1 ſoll erſt nach Fandel ee über 
5 6, welcher von den erwähnten Vorbehalten handelt, abgeſtimmt 
werden. 

Abg. Lauenſtein empfahl ſein Amendement sub 2, welches dem eigen⸗ 
thümlichen Rechtsverhältniß vorbeugen ſolle, daß königliche Beamte der⸗ 
pflichtet ſeien, Aufträge vom Herzog von Arenberg entgegen zu nehmen. 
Eine derartige Verwendung amtlicher Organe im Dienſte von Privatperſonen 
widerſpreche dem modernen Staatsrecht. Zudem würde das auf die Conſer⸗ 
birung des gegenwärtigen Verhältniſſes hinauskommen, welches auf einem 
Abkommen des weiland Miniſters Windthorſt beruhe, das unter anderen 
Nachtheilen auch den gehabt habe, dem Staate ſehr viel Geld zu koſten. 

Abg. Bening hält die Aufhebung der Gerichtsbarkeit des Herzogs von 
Arenberg ſchon ihres Umfanges wegen für nützlich, und die preußiſche Ne 
gierung zu dieſer Aufhebung für vollkommen befugt. Den Standesherren 
iſt ja in der Bundesakte in dieſer Beziehung kein Zugeſtändniß gemacht und 
ihr Recht der Beſchwerde bei der Bundesverſammlung erloſch mit dem Auf⸗ 
hören des Bundes von ſelbſt. Ihre Rechte, welche an ſich als fortbeſtehend 
zu betrachten ſind, können nunmehr lediglich im Wege der Landesgeſetzgebung 
abgeändert werden, die ſich dabei allein von den Grundſätzen der Billigkeit, 
Gerechtigkeit und Verfaſſungsmäßigkeit leiten zu laſſen hat. Die Verord⸗ 
nung von 1854 kommt hier gar nicht in Frage. Da die Regierung aber 
völlig freie Hand hat, ſo braucht ſie ſich nicht auf die Aufhebung der ſtan⸗ 
desherrlichen Gerichtsbarkeit im Herzogthum Arenberg zu beſchränken, ſon⸗ 
dern kann noch weiter gehen, wenn Zweckmäßigkeitsgründe vorliegen. Ein 
Recht der Entſchädigung des Herzogs von Arenberg beſteht nicht und ich 
empfehle Ihnen deshalb, den § 2 in der Faſſung der Regierungsvorlage 
anzunehmen. : £ 

Abg. Windthorſt: Die preußiſche Verfaſſung iſt dahin deklarirt wor⸗ 
den, daß ſie die Rechte der Standesherrn ausdrücklich anerkennt. Die Be⸗ 
mühungen des Herzogs von Arenberg zur Abſtellung von Uebelſtänden ſind 
übrigens nicht gering geweſen. Man hat geſagt, das Land ſei eine Sand⸗ 
wüſte und der Herzog lebe deshalb lieber im Auslande. Nun, in Preußen 
fehlt es auch nicht an Sand, und mir wenigſtens gefällt Meppen ganz gut, 
ich wohne in Meppen lieber, als in dem größten Theile von Preußen. (Hei: 
terkeit.) Die Tendenz der hannoverſchen Juſtizverwaltung, an deren Spitze 
ich längere Zeit geſtanden habe, ging dahin, möglichſt viel große Collegien 
u bilden, als beſte Garantie für eine geſunde Rechtſprechung und mit dieſern 

endenz vertrug ſich der Vertrag mit dem Herzog, den ich unterzeichnete, 
ſehr wohl. Das Recht der Präſentation hat man dem Herzog von Arenberg 
mit Unrecht verweigert. Man muß doch aber dieſen Herzog ebenſo behan⸗ 
deln, wie man die anderen Standesherren in Preußen behandelt hat, z. B. 
den Grafen Stolberg, deſſen ſtandesberrlicher Charakter nicht mit derſelben 
Sicherheit feſtſteht. Auf Entſchädigung haben die Standesherrn ein fo unbe? 
dingtes Recht, daß in keinem Staate dieſe Gerichtsbarkeit aufgehoben wor? 
den iſt. Dem Fürſten Wittgenſtein wird man fie in einer Vorlage, die uns 
wahrſcheinlich bald zugehen wird, gewiß gewähren. Dem ge Bentheim 
iſt eine coloſſale Entſchädigung gezahlt worden. Es gilt doch aber wohl glei? 
ches Maß und gleiches Recht für alle Standesherren. 

Hierauf wird $ 2 mit dem 2. Amendement des Abgg. Ben ing und 
Lauenſtein angenommen, nach welchem die oben mitgetheilten letzten Worte | 
des § 2 wegfallen. a N 

Um 4 Uhr vertagt ſich das Haus bis Sonnabend 11 Uhr. (Fort- 
ar der heutigen Debatte und zweite Berathung verſchiedener Special?“ 

dtats. 

[Berichtigung.] Der Schlußſatz der geſtern bei der erſten Berathung 
des Staatshaushalts⸗Etats gehaltenen Rede des Miniſters für landwirth⸗ 
ſchaftliche Angelegenheiten Dr. Friedenthal bedarf der Richtigſtellung. Der 
Miniſter ſprach davon, daß die Wünſche des Abg. Richter bezüglich der 
Decentraliſation im Gebiet des landwirthſchaftlichen Reſſorts durch das Geſetz 
betreffend die Dotation der Provinzen 2 Theil bereits in der Erfüllung 
begriffen ſeien und fuhr dann fort: „Das Dotationsgeſetz überweiſt einen 
erheblichen Theil des Meliorationsfonds den Provinzen, und es wird bei der 
betreffenden Organiſation ſich Gelegenheit bieten, eine richtige Grenze zu 
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ehen zwiſchen der in die Provinzen zu verlegenden Thätigkeit auf dem 


eliorationsgebiet und derjenigen Initiative und über den provinziellen 
Bereich hinausgehenden Wirkſamkeit, welche in der Centralſtelle zu verbleiben 
hat. Ferner findet nach dem Dotationsgeſetz eine Decentraliſation hinſichtlich 
des landwirthſchaftlichen Unterrichtsweſens ſtatt, indem die ſogenannten 
Ackerbauſchulen, welche die unterſte Stufe in dieſem Unterricht einnehmen, 
den Provinzen überwieſen werden.“ 5 


Berlin, 5. Februar. emen Nah Se. Majeſtät der König hat 
dem Königlich bayeriſchen Geheimen Rath und Profeſſor Dr. v. Gieſebrecht 
zu München den Rothen Adler⸗Orden zweiter Klaſſe und dem Wappenſtecher 
Wande La paix zu Nancy den Königlichen Kronen⸗Orden vierter Klaſſe 

erliehen. ) 

Se. Majeſtät der König hat den Vice⸗Präſidenten bei dem Ober 
Tribunal, Henrici und Heineceius, den Charakter als Wirklicher Ger 
heimer Ober⸗Juſtizrath mit dem Range eines Rathes erſter Klaſſe; dem 
Kaufmann und Fabrikbeſitzer Carl Ludwig Michael Protzen zu Berlin 
den Charakter als Kommerzienrath; und dem Photographen Friedrich Rei⸗ 
Se zu Pyrmont das Prädicat eines Königlichen Hof: Photographen 

erliehen. 

An der Realſchule in Hannover iſt die Ernennung des ordentlichen Leh⸗ 
rers Dr. Hermann Meyer zum Oberlehrer genehmigt worden. Der Can⸗ 
didat der Theologie, Oſtermann, zu Schlüchtern iſt an dem Lehrer⸗Seminar 
dortſelbſt als odentlicher Lehrer definitiv angeſtellt worden. Der Seminar⸗ 
Hülfslehrer Woite zu Droſſen iſt als ordentlicher Lehrer an das Seminar 
zu Segeberg verſetzt worden. Am Evangeliſchen Schullehrer⸗Seminar zu 
Pr. Eylau iſt der Kirchſchullehrer Adjunkt Hopp aus Locken, Kreis Oſterode, 
proviſoriſch angeſtellt worden. 

Dem Ingenieur und Fabrikdirector, Herrn C. Keſſeler zu Greifswald 
iſt unter dem 3. Febr. 1875 ein Patent auf eine Torf⸗Verkokungsvorrich⸗ 
tung auf drei Jahre ertheilt worden. Das den Herren F. Edmund Thode 
und Knoop zu Dresden unter dem 24. November 1873 ertheilte Patent auf 
einen Gichtverſchluß an Eiſenhoch⸗öfen iſt aufgehoben. 

Zu Kreisrichtern ſind ernannt: der Gerichts⸗Aſſeſſor Braken hauſen 
bei dem Kreisgericht in Spandau und der Gerichts⸗Aſſeſſor Kawerau bei 
dem Kreisgericht in Naumburg a. d. S., mit der Function als Gerichts“ 
Commiſſarſus in Wiehe. 6 

Berlin, 5. Februar. [Se. Majeſtät der Kaiſer und Konig! 
empfingen heute Vormittag den Polizeipräſidenten von Madai, ließen 
Sich nach den militäriſchen Meldungen die zum demnächſtigen Ueber⸗ 
tritt in die Armee deſignirten Zöglinge des hieſigen Cadettencorps 
vorſtellen und hörten den Vortrag des Miniſters des königlichen Hauſes , 
Freiherrn v. Schleinitz. f 

[Se. Kaiſerliche und Königliche Hoheit der Kron 
prinzl begab Sich geſtern Mittag um 12 Uhr zu Sr. Majekät dem 
Kaiſer. 

um 6 uhr ſtattete Höchſtderſelbe der Gemahlin des belgiſchen 
Geſandten, Baronin von Nothomb, aus Anlaß der Vermählung 
der Tochter Sr. Majeſtät des Königs der Belgier einen Beſuch ab. 

Von 7 Uhr ab wohnte Se. Kaiſerliche Hoheit der Vorſtellung im 
Nationaltheater, ausgeführt von Studirenden der hieſigen Univerfität 
zum Beſten des Fritz Reuter⸗Denkmals, bei. 

Abends 9% Uhr begaben Sich die Höchften Herrſchaften zu dem 
Ball bei Ihren Majeſtäten. (Reichsanz. ) 

[S. M. S. „Hertha“] iſt am 22. December 1874 in den Hafen 
von Rio de Janeiro eingetroffeu. 

O Berlin, 5. Febr. [Erſatzwahlen. — Kirchliche auf 
gebote. — Pferdebahn.] Damit die durch Tod oder Nanda 
niederlegung eines Mitgliedes des Hauſes der Abgeordneten erforderli 
werdenden Erſatzwahlen in jedem Falle rechtzeitig angeordnet werde 
können, find die königlichen Regierungen angewieſen worden, es 
Miniſter des Innern fortan von jedem eintretenden Todesfalle 55 
in dem betreffen den Regierungsbezirk gewählten oder wohnhaften er 
tagsabgeordneten, ſowie von jeder zu ihrer Kenntniß gelangten 58 des 
legung eines Mandats zum Hauſe der Abgeordneten unter Anga 1 
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zeige zumachen. — Seit dem Inkrafttreten des Civilehegeſetzes find wieder⸗ 
bolt Fälle vorgekommen, daß preußiſche Pfarrer die von auswärtigen 
Pfarrern an fie gerichteten Requiſitionen um Vornahme des Aufgebots 
von Brautpaaren, welche ihre Ehe im Auslande ſchließen wollen, aber 
nach dortigem Geſetz auch an einem preußiſchen Orte aufgeboten wer⸗ 
den mußten, abgelehnt und an die betreffenden Civilſtandsbeamten ver⸗ 
wieſen haben, von welchen dann auch das Aufgebot verweigert worden. 
Der evangeliſche Oberkirchenrath hat hieraus Veranlaſſung genommen, 
darauf hinzuweiſen, daß die Beſtimmungen, wonach das kirchliche Auf⸗ 
gebot erſt ſtattfinden darf, wenn der zuſtändige Standesbeamte das bür⸗ 
liche Aufgebot angeordnet hat, ſelbſtverſtändlich nur auf das Aufgebot für 
die in dem Geltungsbereiche des preußiſchen Geſetzes zu ſchließenden Ehen 
Bezug haben. Was dagegen die im Auslande zu ſchließenden Ehen 
betrifft, ſo waltet kein Bedenken ob, daß die preußiſchen Geiſtlichen 
den von dorther an ſie ergehenden Requiſitionen um Veranſtaltung 
des nach dem betreffenden ausländiſchen Rechte erforderlichen kirchlichen 
Aufgebots in der preußiſchen Parochie nach wie vor Folge zu geben 
befugt ſind. Für die Form dieſes Aufgebots müſſen indeſſen diejenigen 
Vorſchriften maßgebend bleiben, welche an dem Orte der Vornahme 
des Aufgebots, alſo im Inlande gelten. Ob dieſe Form nach den 
Geſetzen des ausländiſchen Trauungsortes geeignet iſt, das erforderliche 
Aufgebot zu vertreten, fällt lediglich der Entſcheidung der zuſtändigen 
ausländiſchen Behörde anheim. — Die Angelegenheit der Anlage von 
Pferdebahnen in und bei Berlin wird vorausſichtlich in nächſter Zeit 
einen lebhafteren Fortgang nehmen. Auf Grund der vor einiger Zeit 
eingereichten Projecte hat der Kaiſer ſich im Allgemeinen mit der An⸗ 
lage von Pferdebahnen bei Berlin und Charlottenburg nach vorgängiger 
Prüfung der eingereichten Projecte und mit der Benutzung der fisca⸗ 
liſchen Straßen, Plätze und Chauſſeen zu den Bahnen unter den in 
jedem einzelnen Falle feſtzuſtellenden Bedingungen einverſtanden erklärt. 

Königsberg i. Pr., 5. Februar. [Zu Mitgliedern der Ge: 
neralſynode! find bis jetzt gewählt ein Deputirter von ſtreng kirch⸗ 
licher Richtung, 4 Deputirte von entſchieden freiſinniger Richtung und 
11 Angehörige der Mittelpartei. Von den noch ausſtehenden Wahlen 
dürften etwa 4 der Mittelpartei, 3 der freiſinnigen und eine der 
ſtreng kirchlichen Richtung angehören. 

Braunſchweig, 5. Februar. [Die Hinrichtung! der wegen 
Giftmordes zum Tode verurtheilten Wittwe Krebs und des Schläch⸗ 
ters Brandes iſt heute Morgen durch Enthauptung vollzogen worden. 

Dortmund, 3. Februar. [Exceſſe.] In Brilon ſind geſtern, 
wie es heißt, in Folge der Wegführung eines verurtheilten renitenten 
Geiſtlichen ſo bedenkliche Exceſſe vorgekommen, daß Gendarmen auch 
von hier telegraphiſch dorthin berufen wurden. Die „Weſtf. Ztg.“, 
welche dies mittheilt, weiß noch nichts Genaueres zu berichten und 
wünſcht, daß das Gerücht ſich nicht beſtätige, wonach die Hetzereien 
dort wirklich blutige Früchte getragen und Menſchenleben zum Opfer 
gefordert haben. 

Fulda, 3. Febr. [Zur Schließung des Seminars.] Die 
ultramontane „Fuld. Ztg.“ ſchreibt: „Am Vormittage des geſtrigen 
Feiertages (war es ſo dringend?) wurde den noch im Seminar woh⸗ 
nenden geiſtlichen Herren (die Herren Regens und Subregens nicht 
ausgenommen) ein Ukas des ſtaatlichen Commiſſarius intimirt, wonach 
ihnen ſchon von heute an der Tiſch im Seminar geſperrt iſt, ohne 
daß fie dafür die geringſte Entſchädigung zu gewärtigen hätten. In 
Folge dieſer Aufhebung des Seminariums⸗Haushaltes ſind auch die 
fünf barmherzigen Schweſtern, welche denſelben ſeit mehr als zwanzig 
Jahren mit ſo viel Aufopferung geführt haben, gezwungen, ſchon heute 
das Seminarium zu verlaſſen. So folgt denn, wie wir richtig 
vorausſagten, ein Schlag auf den anderen — langſam, aber ſicher!“ 

Frankfurt, 4. Febr. [Die Staats anwaltſchaftl hat geftern 
gegen das O. Hörth, Redacteur der „Frankfurter Zeitung“, zu vier 
Wochen Gefängniß verurtheilende Erkenntniß Berufung eingelegt. 

Arolſen, 3. Febr. [Der von der preußiſchen Regierung 
abgeſetzte Biſchof Martin] von Paderborn hat der Fürſtlich 
Waldeckſchen Regierung vor einigen Jahren bereitwillig zugeſtanden, 
was er der preußiſchen Regierung hartnäckig verweigern zu müſſen 
glaubt. Cs liegt jetzt das eigenthümliche Verhältniß vor, daß der 
Biſchof Martin den preußiſchen Landräthen und Regierungsräthen 
und allen Preußen gegenüber für abgeſetzt gilt und gelten muß, daß 
er aber dem preußiſchen Landesdirector der Fürſtenthümer Waldeck und 
Pyrmont, Herrn von Sommerfeld, gegenüber als noch in Amt und 
Würden ſtehend gelten muß. 

Aus dem Großherzogthum Heſſen, 3. Febr. [Entfernung 
der Nonnen aus den Schulen.] Der „Köln. Ztg.“ wird ge⸗ 
ſchrieben: Augenblicklich beginnt ſich in unſerem Volksſchulweſen eine 
Aenderung zu vollziehen, welche nicht blos in unſerem engeren Vater⸗ 
lande freudig begrüßt werden wird. Es handelt ſich dabei um den 
Anfang der Befeitigung der katholiſchen Ordensangehörigen von dem 
Öffentlichen Unterricht. Unter dem verfloſſenen Regime hatte es die 
ultramontane Hierarchie verſtanden, allmälig nicht weniger als 45 eng⸗ 
liſche Fräulein und Schulſchweſtern an den Volksſchulen unterzubrin⸗ 
gen, a die Privatinſtitute, welche an einer Reihe von Orten 
gegründet und deren Leitung in die Hände der genannten Lehrorden 
gelegt wurde. Als die Reform des Volksſchulweſens vom gegenwärtigen 
Miniſterium durch Vorlage eines neuen Volksſchulgeſetzes an die Stände 
angebahnt wurde, war man darin einig, daß jedenfalls von den öffent⸗ 
lichen Schulen jene Ordensſchweſtern fern zu halten ſeien, und dies iſt 
ſchon einige Zeit Rechtens. Indeſſen hatte bisher ein genügender Er⸗ 
atz für jene Lehrerinnen nicht gefunden werden können und jo mußten 
ieſe vorerſt noch im Amte bleiben. Nunmehr erfährt man aber, daß 
das Miniſterium, welchem jetzt eine größere Anzahl von Lehrkräften, 
insbeſondere 17 Lehrerinnen, zu Gebote ſtehen, die Kündigung der⸗ 
ſelben Anzahl von Ordensſchweſtern angeordnet hat. 


Deſterreich. 

Peſt, 5. Febrnar. [Die Nachrichten], welche in Folge der 
Rede des Abgeordneten Tisza über eine Coalition der Fractionen 
Tisza, Senngey und Lonyay und über die Bildung eines Miniſteriums 
durch dieſelben verbreitet wurden, werden von gut unterrichteter Seite 
als mindeſtens verfrüht bezeichnet. 


rovinzial- Zeitung. 


H Breslau, 4. Februar. [Bezirks⸗Verein der Oder⸗ und Sand: 
Vorſtadt.] Die Verſammlung wird in Abweſenheit des Vorſitzenden Dr. 
Thiel von dem Vorſtandsmitgliede, Herrn Meltzer, mit geſchäftlichen Mit: 
theilungen eröffnet. Der neu gewählte Vorſtand hat bei ſeiner Conſtituirung 
zum Vorſigenden Dr. Thiel, zum Stellvertreter deſſelben Pr. Hennes ges 
wählt. Wegen der Beſeitigung eines öfter gerügten Uebelſtandes, die Ver⸗ 
unreinigung des Strombettes der Oder bei dem Gerinne an den Mühlen, 
beſchließt die Verſammlung bei der Sanitätscommiſſion vorſtellig zu werden. 
Demnächſt erfolgt die Rechnungslegung. Die Mitgliederzahl des Vereins 
betrug am Anfang des Jahres 122. — Kaufmann Stadtv. Schäfer reſerirt 
hierauf über die Pferdeeiſenbahn, deren Einführung in Breslau aus 
dem Gebiet der frommen Wünſche in Stelle der Wirklichkeit treten ſoll. 
Nachdem die ſtädtiſchen Behörden ſich früher dem Project einer Pferdeeiſen⸗ 


n, deſſen Realiſirung den heilſamſten Einfluß auf die Sanitätsver⸗ | fleif 


ba 
dalle unſerer Stadt üben dürfte, ablehnend verhalten, zu der Magiſtrat 
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bezw. des Tages der Mandats niederlegung unverzüglich An⸗J jetz, nachdem die Vorbedingung für eine Pferdebahn durch die Verbindung] floſſenen Sonnabend zu Sonntag fand der Stellenbeſitzer Bewer un Hallen. 
5 orgens mit einem 


der nördlichen und ſüdlichen Stadt durch die neuerbauten Fahrbrücken erfüllt 
iſt, dem Plane näher getreten und beabſichtigt, die Ausführung derſelben licitando 
an einen Unternehmer zu vergeben. Die Bedingungen der Licitation werden 
ade ih Be und die Taxe feſtgeſetzt. Die Angelegenheit be 
ndet ih augenblicklich im Stadium der Commiſſionsberathungen. Die für 

das Publikum weſentlichen Punkte bei der Pferdebahn ſind die Trace 
und der Tarif. Bezüglich des letzteren läßt ſich augenblicklich nichts mit⸗ 
theilen, hinſichtlich der Trace machen ſich zwei Anſchauungen geltend: die 
eine geht dahin, mit der Sache erſt einen kleinen Anfang zu machen und 
ſich ſelbſt weiter entwickeln zu laſſen, der zweite tritt mit einem vollſtändigen 
größeren Project hervor. Nach dem letzteren ſoll die Bahn von der Scheit⸗ 
niger Vorſtadt über die Brücke an der Gasanſtalt den äußeren Stadtgraben 
entlang nach dem Bürgerwerder, dem Schießwerder, bis zur Matthias⸗, 
Michaelis und Fürſtenſtraße, wo der Ring ſich ſchließt, führen. Radial⸗ 
bahnen haben den Verkehr mit Scheitnig, Pöpelwitz, Roſenthal und Klein⸗ 
burg zu vermitteln. Sache der Preſſe wird es ſein, bezüglich der Tracirung 
die öffentliche Meinung vor der definitiven Entſcheidung zum Ausdruck zu 
bringen. Für die Anlage der Bahn bietet ſich noch ein zweiter Weg, das 
alte Ohlebett, in das die Bahn am Dominikanerplatze einmünden könne. Be⸗ 
denken ftünden dieſem Project vielleicht durch die Kreuzungen an belebten Straßen⸗ 
übergangen (der Schweidnitzer⸗oder Reuſcheſtr.) entgegen. Die Ausführung dieſes 
Projects ließe ſich auch mit Seitenlinien nach dem Ringe, dem Neumarkt und dem 
Blücherplatz in Verbindung ſetzen und böte der inneren Stadt weſentliche Vortheile. 
Nach kurzer Discuſſion über den Vortrag unterwirft Dr. Weis die neu ein⸗ 
zuführende Droſchkentaxe einer eingehenden Beſprechung und vergleicht die 
weſentlichſten Beſtimmungen derſelben mit der gegenwärtig noch geltenden. 
Der neue Tarif zeichnet ſich durch große Präciſion und naturgemäße Fixirung 
aus iſt aber durchweg theurer als der jetzige. Die Tourfahrk in der inneren 
Stadt für 3 Sgr. iſt aufgehoben, der niedrigſte Satz iſt 5 Sgr. Der 
neue Tarif unterſcheidet nur zwei Kreiſe bei Tourfahrten. (Der 
Tarif iſt ſeiner Zeit in dieſer Zeitung mitgetheilt worden.) Bei der 
ſich an dieſes Referat ſchließenden Debatte macht Herr Kriebel, als 
Vorſitzender des Vereins Breslauer Droſchken⸗Beſitzer, darauf aufmerkſam, 
daß der neue Tarif, unter Zuziehung der dabei intereſſirten Droſchkenbeſitzer 
entworfen ſei und daß die Einführung desſelben weſentliche Verbeſſe⸗ 
rungen in unſerem Fuhrweſen zur Folge haben werde. 

Stadtverordneter Schäfer findet die Bezahlung des Gepäcks nach Gewicht 
unzweckmäßig, da die Controle eine läſtige und leicht zu Streitigkeiten zwiſchen 
Kutſcher und Fahrgaſt Anlaß gebende ſei. Die Verſammlung beſchließt, beim 
Polizeipräſidium dahin vorſtellig zu werden, daß bei dem Tarif die Bezahlung des 
Gepäcks nach der Stückzahl (bei feinem Handgepäck pro Stück 2% Sgr.) eingeführt 
werde. Der Vorſitzende des Droſchkenbeſitzer⸗Vereins erklärt, daß dies im Inter⸗ 
eſſe der Droſchkenbeſitzer liege und befürwortet die in Vorſchlag gebrachte Aen⸗ 
derung. — Nachdem noch Dr. Weis darauf hingewieſen, daß unſer Fahr⸗ 
tarif weſentliche Vorzüge der in London giltigen, nach Kreiſen feitgeftellten 
Babrtare gegenüber habe, wird die Verſammlung geſchloſſen. 

Am 13. 55 feiert der Verein in dem Casperke'ſchen Lokal auf der 
Matthiasſtraße ſein Stiftungsfeſt. 


d Breslau, 3. Februar. [Frauenbildungs⸗Verein zur Förde⸗ 
rung der Erwerbsfähigkeit] Nach dem in der Generalverſammlung 
vom 1. Febr. erſtatteten Jahresbericht fanden 1874 an den Montagabenden 
31 Vorträge ſtatt. Faſt an allen Vortragsabenden wurden den Mitgliedern 
auch Geſänge und andere muſikaliſche Leiſtungen von Künſtlern und hervor⸗ 
ragenden Dilettanten geboten. Na 

Die Bibliothek des Vereins, die ſich gegenwärtig in der Elementarſchule 
20, im Minoritenhofe befindet, iſt den Mitgliedern gegen Pfandeinlage bon 
10 Sgr. zur Benutzung offen. Der Umtauſch der Bücher iſt ein reger und 
wären daher Zuwendungen von Büchern ſeitens der Mitglieder und des 
Publikums äußerſt erwünſcht. — An dem Curſus zur Ausbildung von Kin⸗ 
derpflegerinnen nahmen 1874 54 Schülerinnen theil. Als ausgebildet wurden 
31 Kinderpflegerinnen entlaſſen, Stellungen erhielten durch den Verein 25. 
— Die Fortbildungsſchule wurde im Januar 1874 durch einige Lehrbücher 
erweitert, und hat in dieſer ausgedehnteren Geſtalt ſich feſtgewurzelt; was 
urſprünglich als Verſuch gelten mußte, kann jetzt als bleibende Inſtitution 
angeſeben werden. Der Unterricht in der Phyſik fand allerdings nicht die 
Theilnahme, die zu feiner weiteren Fortſetzung ermuthigen konnte; dagegen 
folgte der Einrichtung eines Anfangscurſes im Franzöſiſchen ſchnell die 
Bildung einer zweiten Klaſſe für Forgeſchrittenere und beide Klaſſen finden 
Theilnahme, die ſich an den ſehr bemerkenswerthen Fortſchritten der Ein⸗ 
zelnen am beſten erkennen läßt. — An dem von Fräulein Rawitz mit größter 
Hingebung ertheilten Unterricht in der Erziehungslehre nehmen weſentlich nur die 
Kinderpflegerinnen Theil: er bezweckt, die eigene Denkthätigkeit der Mädchen für 
ihern Beruf anzuregen. Die Geſammtzahl der Schülerinnen der Fortbildungsſchule 
betrug 1874: 133, gegen 116 im Vorjahre. Die Frequenz der einzelnen Lehr⸗ 
8 war: Rechnen 86 Schülerinnen, Schreiben 105, deutſche Sprache 

7, Buchführung 21, Geographie und Geſchichte 34, Erziehungslehre 31, 
Handarbeiten 54, Phyſik 5, Franzöſiſch 17. In der Nähſtube, unter Leitung 
der Fräulein L. und A. Heyſe wurden 20 Schülerinnen in Gmonatlichen 
Curſen ausgebildet. Die Verbindung, welche bisher durch die Zuweisung 


— — 


Heyſe geſchah, erreicht mit dem 1. April 1875 ihren Abſchluß. — Die Vor: 
ſteherin des Lyceums, Frl. Thilo, geſtattete den Beſuch der Lyceumscurſe 
für Mitglieder des Vereins zum halben Preiſe. Die Kunſthandlung von 
Lichtenberg ermäßigte das Jahresabonnement für die Vereinsmitglieder von 
4 auf 3 Mark. — Die Mitgliederzahl belief ſich 1874 auf 711, darunter 
278 Jahresmitglieder, während die übrigen Nummern durch ein⸗ und 
austretende Mitglieder ausgefüllt ſind. Mannigfaltige Unzuträglichkeiten, 
die aus der Geſtattung von Vierteljahrskarten der Controle und dem ge⸗ 
ſammten Vereinsleben erwachſen, machen für die Zukunft deren Abſchaffung 
wünſchenswerth, ſo daß an ihre Stelle Jahreskarten oder ausnahmsweiſe 
auch Halbjahrkarten zu treten hätten. — Die Kaſſenverhältniſſe find trotz der 
vermehrten Ausgaben für den Unterricht günſtig. Die Ausgaben betrugen 
606 Thlr. 29 Sgr. 9 Pf., die Einnahmen 752 Thlr. 3 Sgr. 6 Pf., 
fo daß ein Ueberſchuß von 145 Thlr. dem Vereind-Vermögen zuge: 
führt werden kann, das ſich auf 998 Thlr. 12 Sgr. 8 Pf. beläuft. — 
In den Ausſchuß für 1875 wurden gewählt die Damen: Böttcher, Oels⸗ 
ner, Simſon, Laß witz, Sachs, Lindner, Maaß, Thilo, Gnädig, 
Kämpfet, Stephan, Rawitz, Hall, L. Heyſe, Hildebrand, Straka, 
Fuchs, Auerbach; die Herren: Rector Dr. Gleim, Schulrath Thiel, 
Stadirath Schierer, Rob. Simſon, Dr. Maaß, Dr. Th. Körner, Apo⸗ 
theker Müller, Dr. Neumann, Dr. Karpeles. 


ki Breslau, 5. Februar. [Handwerker⸗Verein.] Herr Realſchul⸗ 
Director Reimann fers in ſeinem geſtern gehaltenen Vortrag über das 
Wachsthum des öſterreichiſchen Kaiſerreichs und zeigte, wie daſſelbe 
aus ſeinen urſprünglichen Provinzen ſich namentlich durch glückliche Kriege 
zu einer Weltmacht entfaltet habe, die die Bedeutung des öſterreichiſchen 
Staats als deutſches Kaiſerthum, welche ihm anfangs ſo förderlich ge⸗ 
weſen ſei, nach und nach in Schatten ſtellte. Beſonders richtete der Vortra⸗ 
gende ſeine und ſeiner zahlreichen Zuhörer Aufmerkſamkeit auf die Kämpfe 
mit den Türken und deren Wechſelfalle und trat in dieſen beſonders der viel⸗ 
berühmte und beſungene Prinz Eugen von Sapoyen⸗Carignan hervor, 
aus deſſen, vom Profeſſor von Sybel beſchriebenen Leben Herr Director 
Reimann mehrere intereſſante Stellen vorlas, u. a. die Einnahme der Feſtung 
Belgrad. Der Vortrag erweckte allgemeinen Beifall. Nach Beantwortung 
einiger Fragen, welche zum Theil den Dank des Vereins für die Leiſtungen 
der ergnügungScomaniffion x. am letzten Narrenfeſte ausſprachen, ſchloß der 
Tagesvorſitzende, Literat Krauſe, die Sitzung. . 


** [Aus Hermsdorf] ſchreibt man uns: „Geſtern (den 4.) gegen Abend 
trafen 5 Breslauer, 3 Damen 2 Herren, hier ein, übernachteten in Tietze's 
Hotel und fuhren heut früh 7 Uhr in 5 Schlitten nach der Peterbaude, 
returniren mit dem heutigen 3⸗Uhr⸗Zuge nach dort. Schneewetter anhaltend. 
3 Grad unter 0.“ 


d. Landeshut, 4. Febr. [Der erſte Getreidemarktl hierſelbſt am 
eſtrigen Tage berechtigt zu den beſten lin für fein Fortbeſtehen. 
erkäufer und Käufer hatten ſich in bedeutender Anzahl eingefunden; auch 

wurden nicht unbedeutende Abſchlüſſe gemacht. Ingleichem wurde ein Ver⸗ 
ſuch gemacht im Feilbieten von Butter und Käſe und wurde die ſchönſte 
Butter mit 11½ Sgr. verkauft. Zur beſſeren Ordnung würde es nur noch 
geeignet erſcheinen, daß ein Platz feſt beſtimmt würde, wo das zu verkaufende 
Getreide aufgeſtellt werden darf. — Saft täglich haben wir Schneefall, ber 
gleitet von heftigen Stürmen und Froſt. 


[Notizen aus der Provinz.] Liegnitz. Die bieſigen Blätter mel⸗ 
den: Der Fleiſchmarkt war heute von 19 Fleiſchern beſucht, und es ſoll recht 
ſchönes Fleiſch zum Kauf geſtellt worden ſein. Das Fleiſch wird übrigens 
auf Veranlafiung der Behörde durch einen Sachberſtändigen ſtets 
vor Beginn des Marktes einer Beſichtigung unterzogen. Der Preis ftellte 
ſich heute bei Schweinefleiſch auf 5—6 Sgr., Rindfleiſch 3-4 Sgr., Kalb: 
eiſch 3—3% Sgr., Schöpienfleiih 3—4 Sgr. pro Pfund. 

+ Habelſchwerdt. Der „Geb.⸗Bote“ erzählt: In der Nacht vom ver⸗ 


und Beaufſichtigung der Schülerinnen ſeitens des Vereins an Frl. L. und A. W̃ 


guth einen recht traurigen Tod. Derfelbe war des 
Handſchlitten zum Wochenmarkt nach Habelſchwerdt gefahren und hatte auf 
dem Rückwege, den er gegen Abend über Spätenwalde antrat, etwas we⸗ 
niges Kleie geladen. it Einbruch der Dunkelheit aber erhob ſich an jenem 
Abende ein wildes Wetter mit Schneetreiben, und Exner, vom Waten im 
Schnee ermüdet, und auch weil er vom rechten Wege abgekommen war, mag 
ſich niedergeſetzt haben, um etwas zu ruhen, wobei er jedoch einſchlief, um 
nicht mehr zu erwachen. Seine eigene Frau fand ihn am Montag früh auf 
den Feldern zwiſchen Spätenwalde und Voigtsdorf, etwa 100 Schrütt vom 
Wege abſeits auf dem Handſchlitten liegend und erfroren. 
Landeck. Von hier wird der „N. Geb.⸗Ztg.“ geſchrieben: 
kurzer Zeit beabſichtigte ein Glasſchleiferlehrling aus Schreckendorf ein ge⸗ 
ladenes Terzerol vermittelſt eines Stückchens entzündeten Schwammes loszu⸗ 
ſchießen, was ihm jedoch nicht gelang. Er ſteckte hierauf das Terzerol nebſt 
dem Schwamme, den er zuvor auslöſchte oder vielmehr ausgeſöſcht zu haben 
glaubte, in die Taſche. Kurz darauf entlud ſich indeß die Schußwaffe, ein 
5 drang aus den Kleidern des Burſchen und dieſer lag in ſeinem 
ute. 
gezweifelt wird. 


Meteorologiſche Beobachtungen auf der königl. Univerſitäts⸗ 
Sternwarte zu Breslau. 


Februar 5. 6. Nachm. 2 U. Abds. 10 U. Morg. 6 U. 
Luftdruck bei oo. 330%08 331% 86 332.22 
Luftwärmdd — 17 — 5 — 502 
Dunftbrud . 1,67 1135 107 
Dunſtſattigung 98 pCt. 94 pCt. 87 Ci. 
PP W. 2 NW. 3 NW. 1 
Wette. trübe, Schnee. bedeckt, Schnee. trübe. 


Breslau, 6. Febr. [Waſſerſtand.] O.⸗P. 4 M. 96 Cm. U.⸗P. — M. 30 Cm. 
BETT STEGE Em an dyypßppPpPppPpPpPpPpPpPpPpFFpPpFPFPFPFPPPPFPPFPPPpPhPPFfhhPhrfFFFFPrhhhPFPkfTFTPTTk„k„k„k„k„k„Cõͥõÿ é! TI CN EEISE HEN DEE EEE ET 
Telegraphiſche Depeſchen. 


(Aus Wolff's Telegr.⸗Bureau.) 

Bern, 5. Februar. Der Schah von Perſien hat ſeinen Beitritt 
zu der Genfer Convention, betreffend die Verbeſſerung des Looſes ver⸗ 
wundeter Krieger, officiell anzeigen laſſen. 

Verſailles, 5. Februar, Abends. Die Nationalverfammlung nahm 
trotz des Widerſpruchs der Miniſter die Vorlage über die Freigebung 
der Fabrikation von Pulver und Dynamit in zweiter Leſung an und 
vertagte ſich bis Donnerstag. 

Madrid, 5. Februar. Zorilla hatte für die Wiederherſtellung der 
Republik Propaganda zu machen geſucht unp iſt deshalb von der Re⸗ 
gierung verwarnt worden. Derſelbe hat ſich in Folge deſſen nach 


Frankreich begeben. 
Ferrol, 4. Februar. Die deutſchen Kriegsſchiffe „Auguſta“ und 


„Albatros“ ſind heute Nachmittags, von Santander kommend, hier 
eingetroffen. 

Hendaye, 4. Februar. General Loma hat die Carliſten von den 
von ihnen beſetzten Höhen, welche Ceſtona und Zumaya beherrſchen, 
vertrieben. — In dem geſtrigen Gefechte bei Meagas (2) hatten die 
königlichen Truppen einen Verluſt von 150 Mann. Ein Oberſt und 
zwei Hauptleute der Carliſten, ſowie eine Anzahl Soldaten wurden 
gefangen. 

Konſtantinopel, 5. Febr. Türkiſche Blätter, beſonders „Turquie“ 
und „Baſiret“ bringen ſehr heftige Artikel gegen die Miſſtonäre, Jeſuiten 
und die evangeliſche Deputation. Die vor der Abreiſe zugegangene 
Mittheilung war blos ein Schreiben des britiſchen Botſchafters, welches 
die Deputation benachrichtigt, daß die Pforte auf der Weigerung, das 
Audienzgeſuch zu unterſtützen, beſtehe. Der Botſchafter glaubt indeß, 
der Schritt der Deputation werde von der Pforte gewürdigt, und es 
werde die Pforte Maßregeln zum Schutze der Chriſten ergreifen. 

Liverpool, 5. Febr. Der fällige Dampfer von der afrikaniſchen Weſtküſte 
„Senegal“ iſt heute hier eingetroffen. . 

Newyork, 4. Febr. Der Dampfer „Schiller“ von der Hamburger Adler⸗ 
linie iſt heute hier eingetroffen. 


Berlin, 5. Februar. Wiewohl gerade dasjenige Papier, von welchem 
ih geſtern die Verſtimmung der Börfe her geleitet hatte, in etwas gebeſſerter 
Tendenz verkehrte, jo waren doch auch heute die Eiſenbahnactien der Aus⸗ 
gangspunkt einer in immer weitere Kreiſe übergreifenden Mattheit. Einen 
derartigen Charakter nahmen mit wenigen Ausnabmen faſt alle internen 
erthe an und nur auf dem Gebiet der ausländiſchen Effecten behauptete ſich 
bei ziemlich regem Verkehre eme wirklich feſte Haltung. In den inneren 
Verhältniſſen der Börſe iſt keine Aenderung eingetreten und die allmälige, aber 
ſtetige Herabſetzung des Coursniveaus entſpringt keineswegs dem intenſiven An⸗ 
gebot, ſondern nur dem Umſtande, daß das Fehlen einer Gegenſtrömung es der 
Baiſſe leicht macht, ihre Zwecke zu verfolgen. Wir haben ſchon des Oefteren con⸗ 
ſtatiren müſſen, daß die Contremine gerade nicht zu ſtreng in der Wahl ihrer 
Mittel iſt, und könnten auch heute hierfür einen neuen Beleg beibrin⸗ 
gen; ‚jo wurden die Actien der Köln⸗Mindener Eiſenbahn durch Ge⸗ 
rüchte gedrückt, die faſt genau eine Reproduction derjenigen Nach⸗ 
richten waren, vermöge deren man den Rückgang der Actien der 
Bergiſch⸗Märkiſchen Eiſenbahn in den letzten Tagen erzwungen hatte. 
Die Speculations⸗Papiere eröffneten mit ihren geſtrigen Schluß⸗Cour⸗ 
ſen, ließen dann aber im Courſe nach, ohne aber gerade einer matten 
Haltung zu verfallen. Gegen den Schluß zogen die Courſe wieder etwas 
an. Disconto⸗Commandit, wenn ſchon etwas niedriger, ſo doch recht 
feſt, 158%, ult. 157% —158 , Dortmunder Union 29, ult. 2834 —28 7 — 
28%. Laurahütte ſehr matt, 117%, ult. 118—117%—117%. Die öfters 
reichiſchen Nebenbahnen waren ſehr til und blieben deswegen meiſt auch in 
den Courſen unverändert, Galizier waren durchaus vernachläſſigt. Recht 
feſt und zum Theil auch lebhaft war der Verkehr in ausländiſchen Staats⸗ 
anleihen. Oeſterr. Renten konnten bei gutem Begehr die Courſe etwas er⸗ 
höhen, Loospapiere fanden weniger Beachtung, Italiener blieben ſchwächer 
und konnten ſich allenfalls vor Reductionen bewahren. Italieniſche Tabaks⸗ 
Actien gingen ſehr rege bei einer Cours⸗Avance von LO Francs um. Türken 
waren ſehr feſt und zogen etwas an, auch Amerikaner belebt. Von ruſſiſchen 
Werthen, die fämmtlih eine ſehr feſte Stimmung zum Ausdruck brachten, 
zeichneten ſich beſonders Bahnen durch Regſamkeit und ſteigenden Cours aus. 
Preußiſche Fonds ſtill, aber feſt; in anderen deutſchen Staats⸗Papieren 
blieb der Umſatz ſehr gering. Auch Eiſenbahn⸗Prioritäten hatten an 
Verkehr eingebüßt. Die Tendenz für dieſe Werthe war aber recht feſt. 
Mehltheuer⸗Weida zog mee eden an. 5proc. Ungarische Oſtbahn⸗(Staats⸗) 
Obligationen wurden in ſehr bedeutenden Poſten zu 65, 55, 60 gehan⸗ 
delt; der zur Zeichnung aufgelegte Betrag iſt bedeutend überzeichnet worden. 
Auf dem Eiſenbahnactienmarkte war, wie erwähnt, die Stimmung wenig 
feſt. Bergiſche behaupteten ſich, Köln⸗Mindener und Rheiniſche weichend. 
Leichte Actien traten in beſſeren Verkehr, Rumänen feſt, aber ſtill, Grajewo, 
Oſtpreuß. Südbahn, Berlin⸗Dresdener, Nahebahn und Lüttich⸗Limburg rege 
Schweizer Weſtbahn niedriger. Bankactien ſtill und wenig feſt, Centralban 
I Induſtrie und Bodencredit rege und in guter Feſtigkeit. Deutſche Bank 

ehauptet, Caro⸗Hertel beliebter, Frankfurter Wechslerbank geſucht, Stettiner 

Vereinsbank feſt, Berliner Kaſſenderein ließ wiederum um einige Procente 
nach. Induſtriepapiere ſchwach, Eiſenbahnbau⸗Geſ. beſſer, Flora nachgebend, 
Omnibus höher, Continental⸗Gas anziehend, Magdeburger Sprit ſehr belebt, 
Berliner Eiſenbahnbedarf ſteigend, Montanwerthe faſt ſämmtlich matt und 
niedriger, beſonders Hibernia und Gelſenkirchen. Um 2½ Uhr: Credit 397, 
Lombarden 245, Franzoſen 534, 50, Disconto⸗Commandit 158, Dortmunder 
Union 28, 50, Laurahütte 117%. (Bank- u. H. 3.) 


[Ruſſiſche Eiſenbahn⸗Conceſſionen] Die Ertheilung von Loneeſſio⸗ 
nen zu Eiſenbahnbauten ſoll, nach einer e Miniſteriums des 
Communicationsweſens, in Rußland künftig in der Weiſe erfolgen, daß die 
Regierung ſelbſt den Koſtenanſchlag fertigt und dann aus der Mitte der 
Bewerber um die Coneeſſion diejenigen auswählt, die ihrer Meinung nach 
die meiſte Garantie für die gute Bauausführung bieten. Dem Vernehmen 
nach haben ſich gegenwärtig 28 Bewerber um die Conceſſion zur Bauaus⸗ 
führung der Doubahn gemeldet. 


Leipzig, 5. Februar. [Die heute ſtattgebabte General⸗Ver⸗ 
ammlung der Leipziger Wechsler⸗ und Depoſitenbank! hat den 


ntrag auf Liquidation mit 490 Stimmen angenommen. 


Frankfurt a. M., 4. Februar. [Albrechtbahn.] Das vorgeſtern hier 


Vor 


Die Verwundung iſt fo ſtark, daß an dem Aufkommen des Lehrlings 4 


r 


TEE ee a an Er 
gemwäblte Comite von Inhabern der Actien der Albrechtbahn bat heute be: 
chloſſen, eine Bekanntmachung u erlaſſen und darin diejenigen Actieninhaber, 
welche ſich bei der am 15. d. M. ſtattfindenden Generalverſammlung durch Frankfurt a. M., 
das Comite vertreten laſſen wollen, aufzufordern, ihre Actien bis ſpäteſtens 55 
den 9. d. bei der Auſtro Deutſchen Bank zu deponiren. 


* ri * 


W * —89 2 eye 5 | 


b 
„ 5. Februar, Nachmittags 2 Uhr 30 Min. [Schluß⸗ 160.6 „ Auguſt⸗ 
nich Londoner Wechſel 204, 80. Pariſer do. 81, 50. Wiener do. 182, 90. 600,60, 60% Amt. ber, pr. Augu 


N 


. Böhmische Weſtb. 170%. Clifabethbahn 169%. Galtzier 213%. Franzosen“ 

* 5 Ä 2 

15 265%. Lomb.) 121%. Nordweſtbahn 135%. Silberrente 69%. Papier: FFT. 

N Berliner Börse vom 5. Februar 1875. rente 64%. Ruff. Bodeneredit 91 % Ruſſen 1872 101%. Amerikaner 1882] 4 Breslau, 6. Febr., 9% Uhr Vorm. Am beutigen Markte war det 

5 8 98. rs 8 5 Sa Loofe 9 . an ae von keiner Bedeutung, bei mäßigen Zufuhren und under 

| hsel-Course. Eisenbahn - Stamm -Actien. actien 870%. armit. Bank 140%. Brüſſeler Bant_102%. Berliner änderten Preiſen. 3 

ne 8 De bz Divid. prof 1873 | 1974 f. Banfberem 7%. Frankfurter Bankberein 79%. do. Wechslerbank 86. Weizen, feine Qualitäten mehr beachtet, per 100 Kilogr. ſchleſiſcher 

g do. do. 3 u. 134117840 ba aachen, Merch 14 | — f 504% br Oeſterr. deutſche Bank 84. Meininger Bank 89%. Habn’ihe Effectenb. 1117. weißer 16—18 bis 19,75 Mark, gelber 15—17—18,20 Mark, feinfte Sorte 

100 Fl. 2 M. 4 170,10 8 Berg.-Märkische .| 3 — 4 78,10. 8 90be 9 2 ö 

Fergzetau iel 2 M. 1 | — — Ber in-Anhalt. 10 — 4 119 b Prov.⸗Disc.⸗Geſellſchaft 80%. Continental 83%. Heſſ. Ludwigsbahn 119% .Jüber Notiz bezahlt. 5 ‚ 

Ä Leipzig 100 Thir.| 8 F. |4t,| — — do, Dresden..|6 |5 15 [53,75 b I Oberheſſen 71%. Raab⸗Grazer 83%. Ungar. Staatslooſe 177, 50. do. Schaß⸗ Roggen, in u Haltung, pr. 100 Kilogr. 14,60—15,60 bis 16,1 

Fondo % Tat . g f | Dan ba Berlin Homburg Ji ] — . iss anweisungen alte 93. do. Schatzanw. neue 92%. Oregon Eiſenb. 2675. Mark, feinſte Sorte über Notiz bezahlt. 

Paris 100 Fre. 8 T. 4 81,6% bz Berlin-Hamburg. 10 — 4 1846 9 50 5 a Ei 

' Peteraburglo0sR.| 3M. 5% 279,60 ba Ber Nordbahn 8 “| 7,60 b Rockford do. —. Feſt. Gerſte vernachläſſigt, per 100 Kilogr. 14,50 —15,60 Mark, weiße 15,7 

Warschau 100SR.| 8 T. |51, 282.40 bz Berl.-Postd.-Magd.| 4 — 4 84 bzB *) per mebio reſp. per ultimo. bis 16,50 Mark. , ; 

r . zum Schluß feſt, beſonders Lombarden. Anlage⸗ 10 Bart wi verkäuflich, per 100 Kilogr. 15,75 — 16,75 — 17,75 Math 

e — 2 wu-Freib. .. — 1 | 9,75 b |merthe beliebt. einiter über Notiz. i 

5 mi e, je 6 | 2 — Nach Schluß der Börſe: Feſt. Creditactien 198%, Franzoſen 267, Mais unverändert, per 100 Kilogr. 14 14,50 Mark. 

5 Fonds- und Geld-Course. e aden 4 8 . [4 18850 %% Lembarden 122. Erbſen vernachläſſigt, per 100 Kilogr. 18—19—21 Mark. 

Freiw. Staats- Anleihe 4½ — — Cuxhav. Eisenb. | 6 Te Hamburg, 5. Februar, Nachmittags. [Schluß:Courje] Hamburger Bohnen mehr offerirt, per 100 Kilogr. 21—21,75—22,50 Mark. 

Staats -Anl. 0470 8 45 N Dux-BodenbachB| 0 0 ja | 37 528 Staats⸗Prämien⸗Anleihe 111%. Silberrente 69%. Oeſterreich. Credit⸗Actien Lupinen angeboten, pr. 100 Kilogr. gelbe 14 — 15,25 Mark, blank 
ze Leise. 4 909,40 bz RE e 1190305 90... TOODSE- Bnore YRIBAE: Nordweſtbahn —. Franzoſen 668. 13,50 —15 Mark. f 5 

Btaats-Schuldscheine. % 91,25 bz Hannover Altenb. 8 e 4 | 22% b Lombarden 308. Italieniſche Rente 68%. Vereinsbank 123%. Lauta⸗ Wicken gut verkäuflich, per 100 Kilogr. 16 1718,50 Mark. 

Pram.-Anleihe v. bar 24125 — Kaschau-Oderbrg.| 5 5 ss | 58,90 bz hütte 117%. Commerzbank —. do. II. Emiſſion —. Norddeutſche Bank 143%. | aaten in feiter Haltung. 

ene, ee 15) j9: 1,810 bap Hane nenen — Duke Men 43%. 8 neue 6. Sch 3 0 rt e 

20 Pommersche. 0% 87,75 bas Märk. Bosener % |0 4 | 29,10 b2G äniſche Landmannbank ortmunder Union —. iener Union⸗ er ilogramm netto in Mark und Pf. 
Posensche 4 | 94,90 bz Magdeb,-Halberst.| 6 — 4 | 9,60 bz6 [Bank —. 64er Ruſſ. Präm.⸗Anleihe 160. 66er Ruſſ. Prämien⸗Anleihe 160. Schlag⸗Leinſaat ... 26 25 24 75 22 50 

E Tar. b. euniärk. 1a 7] 9778 ba Magdeb-Leipzig (4 r t 291.8 b Amerikaner de 1882 93%. Köln⸗Mindner Stamm⸗Actien 10914. Rheiniſche Winterraps 25 50 24 50 23 50 

&[ Pommersche. . 4 | 97.25 bz Mainz Tudwigsh.] 9 — (4 118,78 bz Eiſenbahn⸗Stamm⸗Actien 117. Bergiſch-Märk. St.⸗A. 75. Disconto Winterrübſen 25 — 24 — 23 — 

ö 2 Posensche 4 1 17 5 * Niederschl. -Märk.| 4 4 4 [98,10 6 3% pCt. — Recht feit. a Sommerrübſen 24 75 23 25 22 50 
e e nei! | 9100 Ba bee . 4 be Wechſelnolirungen: London lang 20, 35 Br., 20, 29 Gd., London kurz Delndoblee |»... :.28 78) „22. 25 1.2175 

0 3 / Sächsische ... .. a | r Ae Pr Inc VE ., kazeeze 20, 53 Br., 20, 45 Gd. Amſterdam 173, 20 Br., 172, 40 Gd., Wien 181, Rapstucen ziemlich preishaltend, pr. 50 Kilogr. 8—8,20 Mark. 

I Schlesische 4 en bs gester Fr. St. N. .|10 — (4 [3531-33 bz 50 Br., 179, 50 Gd., Paris 80, 90 Br., 80, 50 Gd., Petersburger Wechſel Leinkuchen gut behauptet, pr. 50 Kilogr. 10,80—11 Mark. . u 
Belerische 4 Anleihe|4 1210 baG 9 = 25286 b. 280, 00 Br., 278, 00 Gd., Frankfurt a. M. pr. 100 Mark 99, 00 Br.,] Kleeſamen ſchwacher Umſatz, rother matter, pr. 50 Kilogr. 46—50 bis 
Cöln-Mind.Prämiensch. 37% 107,7 bas | Ostpreuss, Südb. | 5 0 4 42 80 ben 88, Pi = Ei [öctreiv ft] Weigen I Br RN rad weißer mehr Kaufluſt, pr. 50 Kilogr. 56—60— 71 Mark, hochfeiner 

— — Rechte 0.-U.-Bahn] 6 — j4 |11125 @ amburg, 5. Februar. etreidemarkt. eizen loco unveränder er Notiz. $ : 
!Xurh, 40 Thlr-Loose 339,09 © ä ard ia [a 4436 beB | auf Termine ill. Roggen loco underänderk, auf Termine ruhig. Weizen 126bpfd. Tbymothee mehr offerirt, pr. 50 Kilogr. 28—31,50—35 Mark. 
— ee 7.70 bc Rhein Nahe Bahn 0 o 1 (hn per Februar 1000 Kilo netto 186 Br., 184 Gd., per April⸗Mai 1000 Kilo netto Mehl in matter Haltung, pr. 100 Kilogr. Weizen fein 27,25—27,75 Mark, 
Oldenburger Loose 129 bꝛd Human. Eisenbahn] 5 1 0 60184 Br., 183 Gd., per Mai⸗Juni 1000 Kiloneito 185½ Br., 18444 Gd., Roggen fein 26—27 Mark, Hausbacken 24,50—25 Mark, Roggen⸗Futter⸗ 
. rend kn. 90 80 bEI Starrard Posen 1% | 14, [1510 per Juni⸗Juli 1000 Kilo netto 187 Br., 186 Gd. Roggen per Februar mehl 12,50 —13 Mark, Weizenkleie 9,25—9,75 Mark. i 
dn en Bim 168 iu Tce 2 * 111,10 G 1000 Kilo netto 154 Br., 152 Gd., per April⸗Mai 1000 Kilo netto 147% 
over. 20,47 c |do.Silbreld. 192,80 0 Warschau-Wien 11 eser Br., 14614 Gd., per Mai⸗Juni 1000 Kilo netto 146% Br., 145% Gd. — per ilitair: enblatt.] v. ic Maj. e 
Napoleons 16,30 bz |do. %-Guld, 0 Juni-Juli 1000 Kilo netto 146 Br., 145 Gd Hafer und Gerſte under d . Meet 0 a er 1 N 1 195 
eons 107 8 5 23 uni⸗Juli 2 A . der Landes⸗Triangulation, zum er Landes⸗Aufnahme ernannt 
. „.g'senbahn-Stamm-Prloritäts-Actien. | ändert. — Rüböl matt, loco und per Februar 56%, per Mai per 200 Pfd.] Schreiber, Major A Ih lte 5 7 deal Juan Ne Nr. 56 und 
a ͤ e 151.26. bett 56. Spiritus fill, per Februar 447% per April Mai 45, per Mai⸗ pom Neben⸗Etat des Großen Gen.⸗Stabes, unter Belaſſung in demſelben, 
riificat Breslau Warschäu| 0 . 6 — Juni 45, per Juni⸗Juli per 100 Liter 100 pCt. 4514. — Kaffee ſehr zubig, & la suite des Gen.⸗Stabes der Armee geitellt und ihm die Führung der 
Hypotheken Ce 707 a e 0 6 a Amſatz 2500 Sack. Petroleum animirt, Standard white loco 12, 50 Br., 12, Geſchäfte des Chefs der trigonometriſchen Abtheilung übertragen. Baumann, 
0 he Kohlfurt-Falkenb.| 5 — 6684 8 25 Gd. per Februar 12, 40 Br., 12, 25 Gd, per Februar März 12, 40 Br, Major aggregirt dem Gen.⸗Stabe der Armee, unter Stellung & la suite des 
a b 9675 & Märkisch-Posener 0 0 6 | 60,10 bz 12, 20 Gd., per Aug.⸗Decbr. 13, 50 Br., 13, 00 Gd. — Wetter: Schön. Fea. Stabes der Armee, in den Neben⸗Etal des Großen Gen.⸗Stabes ver⸗ 
Deutsche Hyp.-Bk.-Ptb 771105 5 3% 37/7120 p 2 K 1 in den ro 1. 

n Kündbr. Cent. Bod. Cr.|44,|102,20 pz . 3 Ih 34 —— Br Liverpool, 5. Februar, Vormittags. [Baumwolle.] r ſetzt und ihm die Führung der Geſchäfte des Chefs der topographiſchen Abthei⸗ 

. Ge 0 10650 — Ostpr. Südbahn .| 0 o sine Muthmaßlicher Umſatz 15,000 B. Stramm. Tagesimport 6 Ballen, lung übertragen. Geerz, Oberſt à la suite der Armee und vom Neben⸗ 
* 4,| 99,46 bz Pomm, Central. % o ft. 730 bag davon 5000 B. amerikaniſche. 8 5 Etat des Großen Gen.⸗Stabes, bisher Chef der topographiſchen Abtheilung | » 

vate agg de 102,90 da e e 64 | 6 390 558 Liverpool, 5. Februar, Nachmittags. [Baumwolle.] (Schlußbericht.) zum Chef der neu errichteten kartographiſchen Abtheilung ernannt. Negeldr 
dae u ie Em. 40% 90% „, Senf cha. 8 ee,“ Umſatz 15,000 Ballen, davon für Speculation und Export 3000 Ballen. Oberſt⸗Lt. & la suite des 1. Weſtpreuß. Gren.⸗Regts. Nr. 6 und vom Neben 

Tas, da Nord-0.0.B 5 101.50 ba —————— — Preise voll behauptet. Amerikaniſche Verſchiffungen ſtellten ſich bei großem] Etat des Großen Gen.⸗Stabes, unter Belaſſung in demſelben und Stellung 

Pomm. Iiypoth. Briefes [104,75 @ Bank-Papiere. 8 Geſchäft 7 theurer. x Are 2 5 3 a la suite des Gen.⸗Stabes der Armee, Fir Chef der geographiſch⸗ſtatiſt. 
,,, ,,,, ß Haupt. & a suite des Micperiatf Sal 
do, Beg Pl. rkzlbr.m110/5 1103,20 bs Berl. Bankverein.“ 5% | — 4 48 6 middling fair N 4%, good middling Dhollerah 4%, middl. Dhollerah] Art.-Regts. Nr. 5 und vom Neben-Ctat des Großen Gen.⸗Stabes, bieber 

40. 44, do. do. m. 110/414] 95,20 bz Berl. Kassen-Ver.29 19 ½ 4 232 be 4%, fait Bengal 4%, fair Broach 5%, new fair Oomra 5%, good fair Vermeſſungs⸗Dirigent bei der Landes⸗Triangulation, Wieſe, Hauptm. a la 
nne ee ee Te Domra 5%, fair Madras 5, fair Pernam 3%, fair Smyrna 6%, fair] suite des Schleſ. Fuß⸗Art.⸗Regts. Nr. 6 und vom Neben⸗Clat des Großen 
a RypCrdPfndbr Js 68 1 do.Prod..u.Hdls.B. 3 104, 100 de Ganptenn Heſter 5. Februar, Nachmittags. 121 Water Armitage 7%, 12r 5 bis rs ungs⸗Dirigent Ha 1 rg ee 
Pfdb.d.Oest Bd.-Cr.-Ge.|ö 88 G Braunsehw. Bank — bzB . . 4 Pi 2 . 
Behles.Bodener-Pindbr. 5, 100 6 Brest. Dise-Bank| 2 | — f 8225 5% | Mater Taylor 574 Or Water Micholls 10%, Zor Water Gidlow 11%, 30r e 10 e Abiheilung e i. alte des Gem Elabes 
Sud, edge fünf 10278 & |hreotätakiertane] ? c Hater Clayton 18%, 40: Mule Mavoll 12, 4er Mevio.Wiltinfon 13%, Jer der Armee gestellt. Steinhaufen, Hauptm a la suite des 2. Posen. 
Wiener Silberpfandbr. 465 68 6 Bresi.Mkl.-Ver-B.| 5 — 4 |87% Warpcops Qualität Rowland 13, 40r Double Weſton 13%, (or Double | Inf. Regts. Nr. 19, unter Belaſſung in feinem Verhältniß als Büreau⸗ 
—— — — eb lad!“ % [Weſton 16, Printers ½ ½% 84 pfd. 117. — Mäßiges Geſchäft, Vorſtand bei dem Central⸗Directorium der Vermeſſungen im Preußischen 
eee ee e benen dt.. 4 . 5 5. Februar, Nachmittags 5 Uhr. [ Schlußcourſe.] 3 t 85 58. Of 5. Sof Het 5. Pa in e e can Sr Meg 
Oest. Silberrente. . 4 ½ 69,50 bz | Coburg. Ored.-Bk. vn 13 bz 28 85 ‚uar, x Il aggregrirt dem 8. Oſtpreuß. Inf.⸗Regt. Nr. 45, in das 4. ring. Inf.⸗Re 
do. Papierrento . 4% 64.70 ba Danziger Prix. Bk.“ 7% | — 4 116 5 Wechſel auf London 3 Mt. 33%. do. Hamburg 3 Mt. 285. do. Amſterdam Nr. 72 einrangirt. Engler, Hauptm. und Comp.⸗Chef im 5. Baden. Inf. 
do. 4er Präm.-Anl. 4 109 bz Darmst. Creditbk. 10 = 4 1 3 Mt. 163. do. Paris 3 Mt. 349 4. 1864er Prämien⸗Anleihe (geft.) 192%. Regt. Nr. 113 dem Regt. ’ unter Befördern um überzähligen Major 
de. Cedis ne Deutsche Beat e 4%½ | — 14 e. 1866er Pram-⸗Anl. (geit) 1914, Inperials 5,90. Große Ruſſ. Eisen aggregirt. v. Kummer, Gen. V. a Commdr. der 15. 5 diefer] 
“do. 64er Loose. |299 bad do. Hyp-B, Berlin] 6 . bahn 153. Internationale Bahn J. Emiſſion —. do. II. Emiſſion — | Stellung, ſowie von den ihm gleichzeitig übertragenen Geſchäften des Gou⸗ 
n F — ( 55825 b Ruſſ. Bodeneredit⸗Pfandbriefe 103%. vernements von Cöln, entbunden und, unter Beförderung zum General der 
40. Bod-Cred-Pfb. % | 91.40 be Genossensch.-Bk.| 3 — [4 |100 b2G Petersburg, 5. Februar, Nachm. 5 Uhr. [Productenmarkt.] Talg] Infant. mit Patent vom 18. anuar cr. und mit dem Range eines comman⸗ 
Russ-Pol. Schatz- Obi 4 | 88,60 bz do. junge. 3 z |4 119150 ba loco 49,25, per Auguft 49, 00. Weizen pr. Mai 9, 50. Roggen per Mai | direnden Generals, zu dem Offiz. von der Armee verſetzt. v. Bernhardi, 
Don. Plandpr. II. Em. 1 | 82,75 @ N 5 88 6, 25. Hafer loco 5, 00, per Mai 4, 75. Hanf loco —, —. Leinſaat] Gen.⸗Lt. und Commdr. der 10, Cavall.⸗Brig. von dieſer Stellung entbunden 
d.-Pfandbr. 4 70 bz Goth. Grundered. BI 8 9 4 07,60 bz& A 9 f 9 
Amerik. J Anl. p. 8 l4 | 9780 6 Hamb. Vereins-. 10% 11% |4 124 bz (9 Bud) per Mai 12, 50. — Wetter: Gefrierpunkt. fund mit dem Range eines Divif.⸗Commdrs. zu den Offiz. von der Armee 
do. do. p. 188500 N „ 5 bl fan, Mels 6 b. u „ Weizen 1—2 D. niedriger, verſetz,, v. Zychlinsky, Gen.⸗Major und Commdr. der 14. Inf. ⸗Brig 
0155 1 = 615 ehl flau, Mai niedriger. € : unter Beförderung zum Gen.⸗Lt. mit Patent vom 18. Januar c., zum 
, Französische Rente . „5 |101,50 B De en 8 8 5y lee Antwerpen, 5. Februar, Nachmittags 4 Uhr 30 Min. [Getreides d 15. Dip. 1 v. 650 : en. v. Schwer 0 Gen. t. 
Ital. neue 5% Anleihejö | 68,40 ba B 8 do. 3 ; 5 5 g zhoff, © 
Ital. Tabak-Oblig. . 6 | 99,40 bz Lnäw.B. Kwileckil 0 Sm [markt.] (Schlußhericht.) Weizen matt. — Roggen ruhig. Galatz 19. beauftragt mit der Führung des III. Armeecorps, zum commandirenden 
Bundaatscbe ene 8 10830 8% Tabentbucg Bank] 81% | — 4 80 52 Hafer behauptet. Gerſte matt, Donau 18%. . General dieſes Armeecorps ernannt. v. Tresckow I., Gen.⸗Lt. beauftragt 
r 15 14510 5. Magdeburger do. | 6%½0 — 4 110,50 E Antwerpen, 5. Februar, Nachmittags 4 Uhr 30 Min. 1 [Petroleum mit der Führung des IX. Armeecorps, unter Belaſſung in ſeinem Verhältniß 
Ung.5% St. Eisenb.-Anl. 5 | 73,30 bad Meininger. „do; 5 wii Re Mar 175 2 9 be 0 per Har 20) bez, 20 1 1 —— ee ae als . Maj. des Kaiſers und Königs, 9 — e 
Schwedische 10 Thlr.-Loese — — 2 . vr. Febr. Cr te, pe 2. bez., 5 General dieſes Armeecorps ernannt. v. Rothmaler, Gen.⸗Lt. beauftr. mit 
Finnische 10 Thir.-Loose 38,50 br 8 Ich . 10178 bas Br., pr. September-December 34 Br. Steigend. der Sabrung der 7. Did, zum Commdr. 7 Div. ernannt. v. Nach⸗ 
Türken-Loose 97,90 B Oberlausitzer Bk.“ 0 — 4 | 61,50 bz Amſterdam, 5. Februar. Nachmittags, [Getreidemartt.] (Schluß⸗[tigal, Oberſt und Commdr. des 4. Rhein. Inf.-Negt. Nr. 30, unter Stel 

Eisenbahn-Prioritäts-Actien ee a d 0 8 0 eder Geber 18177. fa er 1 g 45 per Perbſt 380 fl lung a la suite dieſes Regts., mit der Führung gt 5 rig. beauf⸗ 

7 ae pr Ri 5 4,Product-Bk.|0 | — |4 | 15°@ ai per, October 1514. Raps per Frubi . tragt. v. Graepenitz, Oberſt und Commdr. des 2. eſ. Huſ.⸗Regts. 
e Barle ee e bat Sener fror Baut 7% | — 45 107 daG Rüböl loco 32%, pr. Mai 32, pr. Herbſt 34. Nr 6., unter telunz a ee dieſes Regts., mit 5 en Ger 

de ur aha) art 98 be Pr. Bod. Cr. Kl B. 0 2 410 28 520 Amſterdam, 5. Februar. Bancazinn 55. ; 10. Cavpall.⸗Brig. beauftragt. Einecke, Ober vom 4. Thüring. Inf. 
do. Hess. Nordbahn fs 103 8 Pr. Cent. Bod.- Cr. 9% | — 1 11855 ben 1 an 2 Bee Schlußbericht) Standard white Regt. Nr. 72, mit der 00 ung 2 5 bein, nf.⸗Regts. Re = une 

1 Berlin- Görlitz. 5 8 Sachs. E 60 % I. 8.012 = 17,25 2 oco bez. eigend. Stellung a la suite deſſe en, beauftragt. v. tangen berſt⸗ t. und 

. 4½ 98 B Sächs. Ored.-Bank] 0 — 4 | 7650 @ n f 5 i 1. Leib⸗ ⸗Regt. N it 
) Broslau-Freib, Litt, P.J4½ — — Schl. Bank. - Ver.| 6 — 4 10480 bz Berlin, 5. Februar. [Productenbericht.] Für Roggen haben mir} etatsm. a im 1. Leib⸗Huſ.⸗Regt. Nr. 1, mit der Führung 
r mäßigen Andjhrit wer Weile 3 analren, nähe | bes n, eee e, 
brin- Minden . . . Il, | 93,25 B Thüringer Bank .| 8 — . | 88 baG der Umſat dadurch an Lebhaftigkeit etwas ent 9 a Haben der bier und Director der Krie sſchule in Caſſel 92 5 Entbindung 
40 En) 0” 10356 ba Wiener Unlonsb, 0 = 4 180 85 oeh 28 5 en ine sche nt 5 9 8 aas bat 1 9 von dieſem Verhältniß, als Bat.⸗Comdr in das 4. Thür. Inf Reg Nr. 72 verſetzt 
0. Ar 25 . = deo und auf Termine ach behauptet. — ' er . . Inf.⸗Reg. Nr. 5 
„ 2 20 fl 50 22 A r ᷣͤ dd dd ͥã BASIC IN PORN UEIKERIE EIN SCN LLELTINONENLH SEE TIEREN TEE HCHERTE LT SIT LITT * 
asser tene, 10 165 940 (In Liquidation,) lic beſßer Wgaht ser Spiritus ſehr feſt und unter zegem Umſaß merke Todes⸗An eige Di V I b i T ch⸗ 
- en n — 73.25 . 2 7 2 2 
Märkisch-Posener ... % 102 G Bette Bann LE ee i Welten ja 165—207 Rchmk. pro 1000 Kilogr. nach Qualitat gefor⸗⸗ Geftern Nacht 1% hr entſchlief e Verlobung meiner To 
e d, i ere! 0 8 bel. Werten 0 | — f. 5450 be dert, pr. Januar — Amt. bez, par Januar-gebruar — gichmt, ber, pr. in der Diaconiſſen⸗Auſtalt Bethanien ter Ida mit Herrn Jacob 
4. de og 0 % eee „ e e Avril, Met 180,4 —181 18044 amt, "be, pr. Mai Juni 1814 —182— zu Breslau nach langen und ſchweren Lustig bier erkläre ich hier⸗ 
do. do. III. Ser. 4 | 97,50 ba | Centralb. f. Gens. 0 — ftr. 87,80 ba 181½ Rchmk. bez., pr. Juni⸗Juli 184 Rchmk. bez., per obember- December zeiden, jedoch mit einem getroſten N | 
. Pen F Wenn? | — . 1 |— on bez. Getündigt — Cine. Künvigungspreis — Achmk. — Rog⸗ Muthe. und im feſten Glauben an mit für aufgehoben. [1403] 
. 1 * — e t. sen gen pro 1000 Kilogr, loco 144—167 Nchmk. nach Uualität geforpert, ruſſi⸗( ihren Herrn und Heiland unſere in: | Königshütte, den 5. Febr. 1875. 
do. F 3, Sas bn Fro, Wechel Bk. 0 — ftr. 910 ſcher 142—150 Rchmk. bez., ordin. ruſſiſcher — Rchml. ber inländifher | nigit geliebte Tochter und Schweiter, Heinrich Färber 
Eee 4101 K Ver. Bk. Guistorpl 0 — fr. 27 bzB e Non Dep e m Ram. we Bi die Diaconiſſin 2226] 7 
n 4½/ 99,50 8 ebruar — mk. bez., pr. Feb März ez. pr. 1 
Tan eee ee e, dete 1 55 dee ge ben , ge enn e e le Skadt-Theater. 
- —* 2 2 855 2180 8 * 2 * ’ r. u i⸗ u i mk. ez. r. 0 em er⸗ em er — mk. ez. — li € 10 
40% Lon 1814. 4% % c P. Sieenbahab 8 on |0 „ 6 be Gerin 1000 Gir. e 151 fchmk. — Gerſte loco 144.— 19 Tagen. Sonnabend, 6. Februar. Zum 18. 
do. Brieg. Neisse. 4½ 95,50 B do.Reichs- u.C0,-E.| 8 — 4 | 83,75 8 91 < ualität gefordert. — Hafer pr. 1000 Kilogr. loco 160 hren lieben Freunden und Be⸗] Male: Bei ermäßigten Preiſen? 
191 Rchmk. nach Qualität gef 9 9 
er e e n n 190 Rchmk. nach Qualitat gefordert, oſtpreußiſcher 167—178 Nehmt. bez., kannten zeigen dies um ſtille Theil-][ „Die fieben Naben“. Ein deut 
do. 0 5 103,30 ban Nordd. Papierfahr.| 0 — 4 43 6 re chmk. na Ualität gein „ h 165-178 N bez., bittend biermit ches Märchen mit Geſang und Tan 
do.Stargard-Posen,|d | — — Westend, Com.-G,| 0 — fir. 18 bag weſtpreußiſcher 167—178 Rchmk. bez., ruſſiſcher 165 — chmk. bez., ſchle⸗[nahme bittend hiermit an. 1 dern bon 
do. do. U. Em. 4½ 99,25 G ſiſcher — Rchmk. bez., pommerſcher 180 —186 Rchmk. ab Bahn bez., mecklen⸗] Hirſchberg, Liegnitz, Breslau, in 3 Alten und ildern vor 
1 ee AR Pr. Hyp. Vers-Act.|17375 [18% ja |120 @ burger 180— 186 Nchmt. ab Bahn bez., ungariſcher und galiziſcher 163—174 den 5. Februar 1875. Guſtav Karpeles. Muſik von Car 
nne eee e e je, e Rchmk. bez., pr. Januar — Amt. bez., pr. Januar⸗FJebruar — Nchmk. Die trauernden Hinterbliebenen. Götze. 
n Donnersmarkhüttel 8 | — : [41 bes bez, per Jule an en geen pr. 1 mk. de NE 1155 ... ...... 
chlesw. enbahn . Dortm. Union. = 29 bz pr. Juni⸗ uli 164 chmk. r. pr. A⸗Auguſt — mk. bez. — Gekün⸗ 
Chemnitz-Komotau . | 6250 8 en er! ser. i eg digt 1000 Einr. Äindigungöpreiß 173 Rumt. — Exbien: Kohwaare 5 Die Gleiwitzer Chemische Fabrik 
Dux-Bodenbach . 682 B Marienhütte ....| 6 — la | 6850 6 —234 Rchmk. bez., Futterwaare 177—186 Rchmk. bez. — Weizenmehl Nr. - (Prämürt Wien 1873. — —— 
l Tories , 8 r pro 100 Kilogr. Br. ie l. Sac 26,50 — 25,50 Rchmk., Nr. 0 und 1 25—23,5 noeh! 2) Internat, Landw. Ausstellung . f 
Sal Cart abe Benne 19980 % gseht bee | = 4 s [Em — Roggenmehl Rr. 0: 24,23 dichmk, Nr. O und 1 22—21 Amt. ER Bremen 1874) 
do. do. neuels | 91,90 bz& Redenhütte 42 — 4 2 bez. — Roggenmehl Nr. 0 und 1: pr. Januar — Rchmk. bez., pr. Ja⸗ 8 liefert billigst unter Garantie 
Kaschau- Oderberg. . 6 75.60 bz Schl. Kohlenwerk.| 1 — 1 | 46,59 das nuar⸗Februar 21,45—40 Rchmk. bez., pr. Februar⸗März 21,45—40 Rchmk. der notirten Gehalte 
Ung. Nordostbahn. . % | 64,90 bzB | Shles. Zinkh.-Act.| 8 — 1, % „ |, Marz⸗April 21,4 —40. Rh 4 April⸗Mai 31.4540 mt er | 
Ung. Ostbahn. 5 | 60,75 ba do. St-Pr.-Act.| 8 — 47% 97 da ez, pr. März⸗April 21, mk. bez., pr. 91.4540 ö zur Frühjahrs -Düngung \ 
Lemberg-Czernowitz .|$ | 71.30 bz Tarnowitz. Bergb.|16 — 47 | 68,75 bz bez., pr. Mai⸗Juni 21,45—40 Rchmk. bez., per Jum⸗Juli 21,45 — Rchmk. N 
do. 45 „us 1110 ug Vorwärtshütte ..| 7 = 11 187/B bez. Gekündigt 500 Ctnr. Kündigungspreis 21,40 Rchmk. — Oelſaaten: ihre bekannten einfachen und 
0. . ä 2 2 25 i 
Mährläche Grenzbahn 5 990 6 N 9 1 5 N Ache pez 8 nen re Ne 8 Kilo zusammengesetzten _ 
ene mee e ral, E. Gagen „ = % % ichn bez, pr. anner, Februar 53,)0 Nam. bez, per Sebruar März 53,50 hemischen Düngemittel 
nnen do. ver. Oelfabr.) 8 - 1 8. Rchmk. bez., pr. Norte 54,6—54,1 Rchmk. bez., pr. Mai⸗Juni 55,2 — jeglicher Art, empfiehlt noch insbesondere ihre als wirksamet 
Ne de, def 240 bs . 80 8 1546 Rom. bez, pr. Juni⸗Jull — Achmk. bez., pr. September⸗Ockober 58,2 bewärten speciellen Rüben -Dünger, Kartoffel - Dünger; 
do. südl, Staatsbahn|3 1247,90 br Holm 's Wag. Fab. 5% | — ja | 3270 6 —576 Rchmk. 155 — Getündigt 300 Ctur. Kündigungspreis 54 Rchmk. Wiesen- und Garten-Dünger, erbittet 1 der — 
, /, . aut Kefordern Ihr Preiscons 
Warschau-Wien II. J 100 B 8 Act-Br. (Scholtz) 0 2 c. 25,80 8 28 Rchmk. bez., pr. Januar⸗Februar 27 — 26,8 Rchmk. bez., pr. Fe ruar⸗März Gleiwitz, im Februar 1875. [2055] Dr. D. Hiller. u 
do, II. . %% | 98,75 @ o. Porzellan] 7 — 4 R 26— 25,8 Rchmk. bez., pr. März⸗April — Rchmk. bez., pr. April⸗Mai — 5 
do. IV. . % J 97,75 ba Schl,, — 0 re ARD. Rchmk. bez., pr. Mai⸗Juni — Nchmt. bez. pr. September⸗October 27,50-28] .. —-T 
Bank-Discont 4 yt. Schl.Wollw. Fabr. 0 — 1 21 6 27,80 Achmk. bez. — Gekündigt — Barrels. 26 dt de, — Achml. Verantwortlicher Redacteur: Dr. Stein. lau · 
Lombard -Zinzſuss 5 pot. Wilhelmshütte MA|10 - 86 8 Spiritus pr. 10,000 Liter loco „ohne Faß“ 56 Rchmk. bez., „mit Faß“ Druck von Graß, Barth u. Comp. (W. Friedrich) in Bres 


